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Gestern Abend fand in Malmö das Finale des 68. Eurovision Song Contest
unter dem Motto „United by Music“ statt.  Überschattet war es, völlig zu
Recht,  von  verschiedenen  Protesten  gegen  die  Teilnahme  Israels  und
Boykottaufrufen.  In  den  letzten  Jahren  hat  sich  das  Schauen  des  ESCs
besonders  bei  einem  jüngeren  und  queeren  Publikum  zu  einem  festen
kulturellen Bestandteil gemausert. Jährlich schalten für das Finale um die
162  Mio.  Menschen  weltweit  ein.  In  diesem  Artikel  wollen  wir  die
verschiedenen Aktionen, Vorfälle und Proteste näher beleuchten und auch
auf die kulturelle Bedeutung des ESC eingehen.

Der ESC ist nicht unpolitisch!
Die erste Frage, die sich stellt, ist für viele sicher erst einmal, warum Israel
überhaupt beim ESC teilnehmen darf. Immerhin liegt es nicht in Europa und
begeht gerade einen Genozid in Gaza. Das lässt sich damit erklären, dass es
Teil der Europäische Rundfunkunion (EBU) ist. Tatsächlich sind nicht nur
europäische Staaten und ihre Sender vertreten, jedoch ist Israel historisch
gesehen das erste Land, was außerhalb der EU liegt und beim ESC antrat.
Allerdings  könnte  man  ja  meinen,  dass  die  EBU  Kriegsverbrechen
sanktioniert,  immerhin  wurde  Russland  nach  dem  Angriffskrieg  auf  die
Ukraine auch ausgeschlossen. Doch diese Doppelmoral erklärt die EBU mit
dem Verhältnis des russischen und israelischen Senders zu ihrer jeweiligen
Regierung. Beim israelischen Sender KAN bestünden keine Verletzungen der
Werte  des  öffentlich-rechtlichen  Rundfunks.  Seltsam  in  Anbetracht  der
Tatsache, dass auf X (vormals Twitter) Videos kursieren, auf denen zu sehen
ist, wie der Sender KAN seinen Namen auf Panzergranaten schreiben lässt,
die dann nach Gaza geschickt werden. So scheint es sich ja doch um eine
kriegstreiberische Rundfunkanstalt zu handeln.
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Vor  allem  aber  möchte  sich  die  EBU  darauf  ausruhen,  dass  der  ESC
unpolitisch  sei.  Das  gelte  selbstverständlich  auch  für  die  israelische
Kandidatin Eden Golan, die ihren ESC-Song „October Rain“ in „Hurricane“
abändern  musste.  Doch  beugen  wollte  sich  Israel  anfangs  nicht  direkt,
ursprünglich wollte es die Teilnahme absagen, wenn das Lied abgeändert
werden  müsste.  Letztendlich  trat  Golan  doch  an,  zu  symbolisch  sei  der
Auftritt beim ESC. Doch davon sollte man sich nicht täuschen lassen: Es
handelt sich immer noch um dasselbe Lied, welches inspiriert ist von den
Folgen des Angriffs  der Hamas für die Israelis  im Oktober 2023 und in
diesem Kontext  auch  als  Propaganda  für  den  Krieg  in  Gaza  gegen  die
Palästinenser:innen verstanden werden muss. Interessanterweise gibt es im
Allgemeinen gerade in Israel eine Welle an Propagandasongs von jungen
Künstler:innen, vornehmlich aus dem Bereich Hip-Hop, die den Krieg in Gaza
und auch den Genozid glorifizieren und so IDF-Soldat:innen und die gesamte
Bevölkerung bei der Fahnenstange halten sollen. Ein Beispiel ist der Song
„Harbu Darbu“ von Ness und Stilla, die Zeilen wie „Wait for it to rain on you,
whores. Every bad person comes for his punishment in the end“ (Deutsch:
„Wartet, bis es auf euch regnet, Huren. Jeder schlechte Mensch kommt am
Ende für seine Strafe auf“) beinhalten. Das Lied von Eden Golan ist zwar
sicher nicht derart vulgär und gewaltverherrlichend, doch es muss dennoch
als Inszenierung der Opferrolle des israelischen Staats verstanden werden.
Schließlich ist es ein sehr emotionales Lied, was den Anschein erweckt, dass
nicht gerade 35 Tausend Palästinenser:innen in Gaza durch die Hand des
israelischen  Militärs  ermordet  worden  wären,  zumal  Eden  Golan  bereits
angekündigt hat, nach ihrem ESC-Auftritt der IDF beizutreten.

Der diesjährige ESC wurde im Übrigen auch von einer israelischen Firma
massiv gesponsert: Moroccanoil. Die Haarpflegeprodukte, die sie produziert,
werden auch teilweise in besetzten palästinensischen Gebieten hergestellt.
Sie profitiert also direkt von der Apartheid, und indem sie Teil des ESCs ist,
erhält sie mehr Reichweite, Kredibilität und kann so noch mehr Produkte
verkaufen.

Es ist auch nicht das erste Mal, dass Israel die Teilnahme beim ESC nutzt,
um sich und seine Apartheid gegenüber Palästina in ein besseres Licht zu



rücken. 2019 konnte es sich bereits als unfassbar queerfreundliches Land
inszenieren, was, wie wir in diesem Artikel näher ausgeführt haben, nicht der
Realität entspricht. Auch der US-amerikanische Sender CNN bestätigt die
Softpower,  die  durch  die  Teilnahme  am  ESC  aufgebaut  werden  kann,
besonders  für  Länder,  die  Menschenrechtsverletzungen  begehen.  Der
israelische  Staatspräsident  Jitzchak  Herzog  unterstreicht  ebenso  die
Beweggründe,  die hinter der Teilnahme stecken,  wie die Times of  Israel
berichtete: Eine Teilnahme Israels an dem Wettbewerb sei wichtig für das
Land und  auch  ein  Statement.  Es  gebe  Juden-/Jüdinnenhasser:innen,  die
versuchten, Israel von jeder Bühne zu vertreiben. Selbstverständlich geht es
hier nicht wirklich um Antisemitismus, aber mit dieser Behauptung kann sich
Israel eben wieder besser als Staat inszenieren, der ein Recht darauf hat,
sich  gegen  Angriffe  zur  Wehr  zu  setzen,  um  seine  proimperialistischen
Absichten zu verschleiern. Den Beweis für diese These lieferte Israel gleich
selbst: Während Eden Golan schmerzerfüllt in Malmö ihre Ballade trällerte,
bombardierte die IDF den Gazastreifen, schoss auf einen Krankenwagen, der
gerade verletzte Palästinenser:innen transportierte.

Der  ESC ist  also  alles  andere  als  unpolitisch.  Auch wenn man sich  das
Abstimmungsverhalten  der  Vergangenheit  anschaut,  offenbart  sich,  dass
„politische  Spannungen“  keinen  unwichtigen  Einfluss  haben  und  selten
Punkte an Länder gehen, mit denen das jeweilige Land aus politischen oder
kulturellen  Gründen  im  Zwist  bzw.  in  Konkurrenz  steht.  Beispielsweise
erhielt  Großbritannien  2021  0  Punkte  sowohl  von  der  Jury  als  auch
Zuschauer:innen  als  Reaktion  auf  den  Brexit.   Auch  hinsichtlich  des
europäischen  Imperialismus  stellt  es  keinen  unwichtigen  Aspekt  dar.
Immerhin wurde der ESC 1956 gegründet, um die Einheit der teilnehmenden
Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg zu fördern. Dahinter steht auch die Idee
eines  vereinten  Europas  als  Wertegemeinschaft,  welches  dieselben
(imperialistischen) Interessen vertritt. Genau genommen sind das natürlich
die  der  imperialistischen  Kernzentren  Deutschland  und Frankreich,  auch
wenn ihre Macht innerhalb der EU und des imperialistischen Weltsystems am
Bröckeln  ist.  In  dem  Fall  des  diesjährigen  ESC  sollte  daher  ganz  klar
unterstrichen  werden,  dass  der  europäische  Imperialismus  hinter  Israel
steht. Selbstverständlich fördert der ESC auch nationalistische Gefühle durch
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die  Konkurrenz  der  verschiedenen  Länder  und  Identifikation  mit  der
„eigenen“ künstlerischen Vertretung. In den letzten Jahren wurde das von
einem  queeren  Publikum  vermehrt  aufgebrochen:  Dadurch,  dass  offen
queere Personen antreten und die Show seit jeher extravagant ist, empfinden
viele auch abseits von nationalistischen Gefühlen Spaß an der Show.

Kein Sieg für Israel
Gewonnen hat Nemo, Vertretung der Schweiz, mit einem Lied über their
Nichtbinarität.  Dabei  waren die  Jurypunkte  entscheidend.  Zusätzlich  tritt
Nemo auch offen für einen Waffenstillstand in Gaza ein. Bei der Übergabe
der Auszeichnung sprach sich they unkonkret für Frieden aus.

Israel  hat  trotz  des  Versuchs,  viele  Leute  zu  motivieren,  für  Golan  zu
stimmen, nicht gewonnen. Immerhin. Der 5. Platz jedoch wurde ihr sicher.
Interessanterweise  waren  die  Jurypunkte  dabei  nicht  entscheidend,  auch
wenn  sich  Deutschland  und  Israel  gegenseitig  damit  beschenkten.
Stattdessen  waren  es  die  Televotes  der  Zuschauenden,  die  alle
zusammengerechnet  werden.  Israel  erhielt  hier  328 Stimmen,  12 Punkte
kamen  unter  anderem  aus  Deutschland.  Wären  also  nur  diese
ausschlaggebend,  hätte  Israel  tatsächlich  gewonnen.  Im  Kontext  der
Boykottaufrufe ist  es zwar nicht allzu verwunderlich,  immerhin haben so
Zionist:innen mehr Macht gehabt, wenn Fans, die für Palästina sind, gar
nicht erst abstimmen. An diesem Ergebnis zeigt sich aber auch, wie gut die
Propagandamasche und die Opferrolle ankommen. Aber es hätte eigentlich
gar nicht so weit kommen dürfen, dass der Apartheidstaat Israel solch einen
Auftritt hinlegen darf, um die Sympathien des TV-Publikums zu erheischen.

Gegenstimmen von Künstler:innen
Vor dem diesjährigen ESC hatten sich 2.000 Künstler:innen aus Schweden,
Finnland und Island gegen eine Teilnahme Israels ausgesprochen. Auch hat
die schwedische Gewinnerin des ESC 2023 Loreen verkündet, dass sie nicht
Eden Golan den Preis überreichen würde, hätte diese gewonnen. Statt die
vermeintliche politische Neutralität des ESC hinzunehmen, haben außerdem
einige  Künstler:innen,  die  am  ESC  teilnehmen  (sollten),  sich  gegen  die



unkommentierte  Teilnahme  Israels  ausgesprochen.  Während  einer
Pressekonferenz zeigten sich Bambi Thug, Irlands Kandidat:in, Joost Klein,
niederländischer  Kandidat  und  Marina  Satti,  Griechenlands  Vertreterin
wenig begeistert von Eden Golans Statements gegenüber der Presse. Des
Weiteren  unterzeichneten  einige  von  ihnen  einen  offenen  Brief,  der  für
Frieden, einen Waffenstillstand und die Freilassung aller Geiseln plädiert und
Israel  als  Apartheidstaat  bezeichnet.  Nemo,  Sieger:in  des  ESC  für  die
Schweiz,  unterschrieb  diesen  ebenfalls.  Auch  der  vormalige  schwedisch-
palästinensische ESC-Gewinner von 2011, Eric Saade, setzte ein Statement,
indem er bei der Eröffnung des Halbfinales eine Kufiya um sein Handgelenk
geschlungen trug. Auf Instagram teilte er mit, dass die EBU seinen Auftritt
nicht  geteilt  hatte,  er  aber  keinesfalls  schweigen  wolle,  wenn  Kinder
abgeschlachtet  werden,  unabhängig  davon,  wer  die  Täter:innen  seien.
Politische  Statements  und  Palästinafahnen  wurden  von  Seiten  der  EBU
untersagt,  das  Tragen  der  Kufiya  kann  dabei  allerdings  als  Grauzone
interpretiert  werden.  Auch  Bambi  Thug  trug  sie  während  eines
Presseinterviews,  they  durfte  aber  nicht  mit  Körperbemalung  in
mittelalterlicher-keltischer Schrift auftreten, die Freiheit für Palästina und
Waffenruhe  fordert.  Die  portugiesische  Vertreterin  Iolanda  zeigte  ihre
Palästinanägel  in  Kufiyamuster  beim  Finale,  bisher  ohne  weitere
Konsequenzen, außer, dass ihre Performance nicht auf Youtube hochgeladen
wurde  wie  alle  anderen  Songs,  sondern  stattdessen  ihr  Auftritt  vom
Halbfinale. Auch die italienische Vertreterin Angelina Mango setzte laut X ein
Zeichen, indem sie bei der Flaggenparade absichtlich die italienische Flagge
so mit ihrem Kleid kombinierte, dass es wie eine Palästinafahne aussah.

Konsequenzen scheint  es  aktuell  für  Joost  Klein zu geben.  Dieser wurde
ausgeschlossen,  wenig  ist  jedoch  bisher  bekannt.  Nachdem  er  von  der
israelischen  Delegation  massiv  bedrängt  wurde,  die  seine  toten  Eltern,
wegen welchen er überhaupt erst  am ESC teilnehmen wollte,  verhöhnte,
wurde nun spekuliert, dass er deswegen verbal ausfällig geworden sei. Es
wurden  polizeiliche  Ermittlungen  eingeleitet  und  der  niederländische
Broadcaster des Eurovision Song Contest, AVROTROS, schildert den Vorfall
wie folgt: Nach seinem Auftritt habe Joost mehrfach zu verstehen gegeben,
dass er nicht gefilmt werden möchte. Dem wurde von nicht nachgegangen,



trotz Wiederholung von Joosts Bitte. Daraufhin habe er sich in bedrohlicher
Gestik auf die Kamera einer schwedischen Kamerafrau zubewegt, mehr sei
jedoch nicht passiert. AVROTROS weigerte sich danach, die niederländischen
Punkte zu übermitteln, und bezeichnet den Ausschluss von Joost Klein als
völlig überzogen.

Es drängt sich jedenfalls das Gefühl auf, dass hier mit allen Mitteln versucht
wird,  die  Künstler:innen,  die  sich  kritisch  zur  Teilnahme Israels  äußern,
unter Druck zu setzen und ihnen notfalls die Plattform zu entziehen. Und das,
während es der israelischen Delegation erlaubt bleibt, in sozialen Medien zu
teilen, dass in ihrer Nähe kein/e Antisemit:in atmen dürfen solle, und Bambi
Thugs  Nichtbinarität  durch  den  Kommentator  des  israelischen
Übertragungssenders im Halbfinale  durch den Dreck zu ziehen (seltsam,
Israel ist wohl doch nicht so queerfreundlich?). Letzteres wird übrigens von
der EBU mittlerweile  als  Regelverstoß gewertet.  Er  ist  scheinbar jedoch
nicht gravierend genug für eine Disqualifikation. Es häufen sich außerdem
auch Berichte von kritischen Journalist:innen und anderen Teilnehmenden,
die aussagen, dass sie von der israelischen Delegation ungefragt gefilmt,
beleidigt und bedroht wurden.

Manipulation beim ESC?
Einen weiteren wichtigen Punkt stellen die Vorwürfe gegen verschiedene
Aspekte des Wettbewerbs dar. Auf X (vormals Twitter) wurde geteilt,  die
EBU habe die Buhrufe des Publikums bei Eden Golans Auftritt im Halbfinale
mit Applaus ersetzt. Obwohl im Stadion in Malmö die ablehnende Haltung
klar zu hören war und auch durch Handyaufnahmen nachzuprüfen ist, schien
es im Stream ganz anders: Hier erntete sie stattdessen tosenden Applaus.
Auch  der  deutsche  Vertreter  für  den  ESC aus  dem Jahr  2021,  Jendrik,
kritisierte  diese  Praxis  auf  X.  Beim  Finale  selbst  waren  die  Buhrufe
zumindest deutlich zu hören und wurden auch vom deutschen Kommentator
der Übertragung, Thorsten Schorn, aufgegriffen. Aber auch hier zeigen die
Aufnahmen aus dem Stadion eine ganz andere Geräuschkulisse als die, die
vor  dem  Fernseher  ankam.  Eine  solche  Manipulation  der  Reaktion  von
Zuschauer:innen ist nicht hinnehmbar und wird zu einem politischen Akt,



auch wenn es im Namen des vermeintlich Unpolitischen durchgesetzt wird.

Die Abstimmungen für die Teilnahme am Finale haben ebenso Spekulationen
nach sich gezogen. So veröffentlichte der italienische Broadcaster aufgrund
von technischen Fehlern die Abstimmungsergebnisse, was eigentlich nicht
erlaubt ist. Zuschauenden fiel auf, dass diese für Israel ungewöhnlich hoch
seien.  Auch  das  Televoting  im  Finale  verwirrte  einige  –  so  hätten  die
Zuschauenden aus Irland 10 Punkte für Israel verteilt. Gerade in Anbetracht
der irischen Kolonialgeschichte und des offenen Supports vieler Ir:innen für
Palästina wirkt das doch ein bisschen seltsam. Natürlich gibt es nicht nur in
Israel  Zionist:innen,  die  für  dieses Land abstimmen würden,  daher muss
nicht gleich von einer Manipulation ausgegangen werden.  Jedoch gab es
auch in der Vergangenheit Untersuchungen, das letzte Mal nach dem ESC
2022,  aufgrund  von  „Unregelmäßigkeiten  bei  der  Stimmabgabe“.
Aufzuklären ist das durch Spekulationen jedenfalls nicht, stattdessen sollten
die  Abstimmungsergebnisse  offengelegt  und  von  Arbeiter:innenorganen
überwacht  und  ausgewertet  werden,  um  eine  bessere  Transparenz
gewährleisten  zu  können.

Proteste
Doch auch außerhalb der Arena in Malmö kam es zu massiven Protesten.
Auch die Sektion Arbetarmakt der LFI war vor Ort. Laut schwedischer Polizei
strömten dabei in den vergangenen Tagen bis zu zwanzigtausend Menschen
durch die Straßen bei Demonstrationen in der schwedischen Stadt, darunter
auch Klimaaktivistin Greta Thunberg. Sie bezeichneten den ESC als Genocide
Song  Contest,  forderten  ein  freies  Palästina  und  einen  sofortigen
Waffenstillstand. Des Weiteren forderten sie den Boycott des ESC, als Teil
der  BDS-Kampagne  im  Bereich  des  kulturellen  Boykotts.  Durch  den
Aufschwung der Palästinasolidaritätsbewegung im Rahmen der weltweiten
Unibesetzungen  wurde  auch  dem  Gegenprotest  gegen  den  ESC  eine
besondere  Aufmerksamkeit  zuteil  und  viele  Leute  gingen  auf  die  Straße.

Daneben  gab  es  in  anderen  Ländern  Aktionen.  So  schalteten  belgische
Gewerkschaften beim Halbfinale am Ende und Anfang der Übertragung eine



Texttafel, die #Ceasefirenow und #StopGenocide beinhalteten. Das war nicht
abgesprochen mit dem Sender, der in Belgien den ESC übertrug, jedoch ist
das auch scheinbar nicht nötig.

Perspektive
Die  belgische  Gewerkschaft  kann  man  sich  jedenfalls  definitiv  in  dieser
Hinsicht zum Vorbild nehmen. Genau solche Aktionen wären unter anderem
notwendig, um eine noch größere Öffentlichkeit zu schaffen für den Genozid
in  Gaza,  die  Vorkommnisse  und  Zensur  beim  ESC  sowie  Doppelmoral
bezüglich  der  israelischen  Teilnahme.  Dafür  müssten  sich  die
Gewerkschaften in der Unterhaltungsbranche der teilnehmenden Länder und
die Arbeiter:innen dieser zusammentun, könnten auch zusammen mit den
Künstler:innen die Plattform des ESC nutzen, um ein Zeichen zu setzen und
die  israelische  Teilnahme  zu  blockieren,  wenn  die  EBU  hier  schon  mit
zweierlei Maß messen will. Im Zusammenhang mit gewerkschaftlicher Aktion
kann auch die Boykottkampagne sinnvoll sein. Ebenso wäre natürlich auch
eine  komplette  Bestreikung  des  ESCs  oder  die  Besetzung  der  Arena  in
Malmö eine Möglichkeit gewesen.

Grundsätzlich müssen die Strukturen des ESCs transformiert werden. Die
höheren Tiere der EBU haben bewiesen, dass sie durch ungerechtfertigte
Entscheidungen,  Ausschlüsse  und  Zensur  alles  versuchen,  den  Protest
verstummen  zu  lassen.  Ein  solcher  Song  Contest,  der  fair  und  für
Künstler:innen ein sicherer Ort ist, während imperialistische Staaten keine
Plattform für die Legitimierung ihrer Kriegsverbrechen erhalten, kann nur
durch Rätestrukturen von Arbeiter:innen, Zuschauenden und Künstler:innen
gewährleistet  werden!  Zusätzlich  kann  man  sich  überlegen,  ob  die
Zentrierung um die Herkunft  der antretenden Künstler:innen abgeschafft
werden  kann.  Aber  erstmal  ist  klar:  Der  ESC  darf  nicht  zum
Propagandamittel für den Genozid werden! Take back the ESC! Oder um es
mit den Worten von Bambie Thug zu sagen: „Fuck the EBU, we are what the
Eurovision is!“ (Deutsch: „Scheißt auf die EBU! Wir sind die Eurovision!“)



Queers  in  Palästina:  Ein  freies
Palästina  bedeutet  Befreiung
von jeglicher Unterdrückung
von  Leonie  Schmidt,  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  und  Revolution,  Fight!
Fight! März 2024

Achtung: In diesem Artikel werden teilweise rassistische und queerfeindliche
Argumente  wiedergegeben,  um  sie  widerlegen  zu  können.  Auch  wird
sexualisierte  und  koloniale  Gewalt  erwähnt.  (Die  Red.)

Queere Menschen gibt es überall auf der Welt – auch in Palästina. Und wie
überall  werden  sie  auch  gesellschaftlich  unterdrückt,  denn  die
Unterdrückung von queeren Personen spielt im Kapitalismus mitsamt seiner
patriarchalen  Strukturen  eine  wichtige  Rolle.  Doch  im  Rahmen  von
Diskussionen über Israels Krieg gegen Gaza fällt von israelsolidarischer Seite
immer wieder das Argument, dass man als queere Person oder Mensch, der
sich für queere Rechte engagiert, nicht pro Palästina sein dürfe. Schließlich
stünde  das  im  absoluten  Widerspruch  zur  Situation  von  queeren
Palästinenser:innen,  deren  Leben  „von  barbarischer  Queerfeindlichkeit
seitens  der  eigenen,  angeblich  grundsätzlich  reaktionären  Community
geprägt sei“. Klar ist jedoch, dass das eine völlig falsche Behauptung ist, bei
der   Pinkwashing  und  Homonationalismus  dazu  dienen,  rassistische
Ressentiments zu schüren sowie Besatzung und Krieg zu legitimieren. Denn
ein  Blick  in  die  Nachrichten  genügt,  um  herauszufinden,  dass
Hassverbrechen,  Rücknahme  von  Rechten  sowie  neue  reaktionäre
Gesetzgebung auch in den vermeintlich fortschrittlichen westlichen Staaten
auf  der  Tagesordnung stehen.Was stattdessen der  Situation von queeren
Personen  in  Palästina  zu  Grunde  liegt  und  wie  die  Unterdrückung
überwunden werden kann, soll in diesem Artikel aufgezeigt werden. Dabei
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konzentrieren  wir  uns  auf  die  Situation  vor  dem  Krieg,  auch  um  die
Limitiertheit prozionistischer Argumentation aufzuzeigen. Dafür hat unsere
Autorin  Leonie  Schmidt  mit  dem  Anthropologen  Victor  Harry  Bonnesen
Christoffersen  und  mit  Azina  Ababneh,  einer  queeren  Person  aus  dem
Westjordanland,  gesprochen.  Beide  wurden  als  Expert:innen  befragt  und
teilen nicht zwangsläufig unsere marxistischen Schlussfolgerungen.

Wie sieht die Rechtslage aus?
Die Gesetzgebung innerhalb Palästinas selbst ist widersprüchlich, da sie sich
in  der  Westbank  und  im  Gazastreifen  unterscheidet.  Während  in  der
Westbank  homosexuelle Aktivitäten zwischen Männern 1951 während der
jordanischen Verwaltung entkriminalisiert  wurden,  sind sie  hingegen  im
Gazastreifen seit 1936 unter dem britischen Mandat verboten und können
mit einer Freiheitsstrafe geahndet werden. Hier sehen wir schon die ersten
Spuren  der  Besatzung,  die  die  Lage  queerer  Personen  in  Palästina
beeinflussen.  Allerdings  ist  umstritten,  inwiefern  das  Strafrecht  des
britischen Mandats noch derartig umgesetzt wird. Andererseits gibt es auch
keine  Gesetze,  die  gegen  Queerfeindlichkeit  vorgehen  sollen,  Queers
schützen, und Behörden werden diesbezüglich auch nicht tätig. Doch bevor
wir  klären,  woher   ausbleibender  offener  Umgang  mit  Sexualität  und
Geschlecht kommt, wollen wir einen Blick auf den Alltag queerer Menschen
werfen.

Eindrücke von queerem Leben in Palästina
Azina erklärt uns, wie they sich gefühlt hat, nachdem they sich their queeren
Identität bewusst wurde: „Ich erinnere mich, dass ich Angst hatte, als ich
zum ersten Mal entdeckte, dass ich bisexuell bin. Meine Bisexualität würde
die  gesellschaftlichen  Herausforderungen  und  Schwierigkeiten  für  mich
verdoppeln.“ Als their Mutter ein T-Shirt mit einem Regenbogen in Azinas
Kleiderschrank gefunden hatte und daraufhin  wegwerfen wollte,  musste
Azina behaupten es würde jemand anders gehören. Aber engstirnige Eltern
dieser  Art  existieren nicht  nur lokal  beschränkt  in  Palästina und queere
Palästinenser:innen müssen nicht  überall  komplett  versteckt  leben.  Denn



Azina hat im Westjordanland auch schon gute Erfahrungen machen können.
Auch wenn man sehr vorsichtig sein muss, wem man etwas anvertraut, und
Azina sich manchen Familienmitgliedern diesbezüglich nicht  öffnet,  hatte
they gegenüber their Schwester und Freund:innen their Coming-out, ohne
negative Folgen. Außerdem berichtet they von einem Ex-Freund, welcher aus
einer  besonders  religiösen  Familie  stammte.  Auch  für  ihn  stellte  their
Sexualität  kein  Problem  dar  und  er  habe  sogar  selbst  homosexuelle
Erfahrungen gemacht. Azina sagt auch, was die Lage von queeren Personen
in anderen Ländern unterscheidet, ist die Besatzung der palästinensischen
Gebiete durch Israel, nicht die palästinensische Kultur selbst.

Queere  Identitäten  werden  durch  die  israelischen  Besatzungsmacht
instrumentalisiert. So müssen Queers in Palästina mit dieser Angst leben, da
die Möglichkeit besteht, dass die israelischen Sicherheitsbehörden sich diese
Informationen zunutze machen, um sie zu erpressen, dazu zu bringen, mit
ihnen zu kooperieren und schlimmstenfalls zu Spitzeln zu werden. Victor
Harry Bonnesen Christoffersen erklärt, dass er während seiner Forschung zu
Queerness in Palästina Berichte über israelische Militärangehörige gehört
hat,  welche  queere  Palästinenser:innen unter  Drogen setzen,  diese  dann
ohne  Einwilligung  beim  Sex  filmen  und  diese  Materialen  dann  zur
Erpressung nutzen. Auch würden sie sich in einigen Bars in Ramallah als
internationale  Tourist:innen  ausgeben.  Das  führt  dazu,  dass  diese
Partymeilen  nicht  mehr  als  „Safe(r)  Spaces“  von  den  Betroffenen
wahrgenommen werden können.  Ebenso kommt es, so schildert uns Azina
diesbezüglich, dass queere Personen, wenn sie auf Dating Apps auch ihre
palästinensische  Identität  angeben,  dafür  von  israelischen  Soldat:innen
rassistisch beleidigt und bedroht werden. Gerade die Verbindung mit der
palästinensischen  Identität  ist  das  Problem,  was  sich  queeren
Palästinenser:innen besonders stellt. Denn im Prinzip ist es den israelischen
Sicherheitsbehörden völlig egal, ob die, die sie gerade schikanieren, queer
sind. Sie nutzen es als Mittel zum Zweck, um etwas gegen sie „in der Hand
zu haben“ und entlarven sich dabei trotzdem selber als homophob, auch
wenn das Pinkwashing Israels uns etwas ganz anderes weismachen will.



Safe(r) Spaces oder Circles?
Victor Harry Bonnesen Christoffersen hat seine wissenschaftlichen Studien
zum Thema Safe  Spaces  für  queere Personen in  Palästina  durchgeführt.
Seine  Erkenntnis:  Das  Konzept  von  Safe(r)  Spaces  wird  hier  eher  nicht
praktiziert, da wenig Möglichkeit besteht, diese Orte öffentlich kundgeben
können, dass sie queerfreundliche Verbündete sind. Das liegt daran, dass sie
sonst sich und die queere Community in Gefahr bringen würden. Jedoch gibt
es einige queerfreundliche Bars zum Beispiel in Ramallah.

Grundsätzlich müssen wir natürlich davon ausgehen, dass es im Kapitalismus
keine Räume gibt, die wirklich komplett frei von Unterdrückung sind, denn
das sind gesellschaftliche Strukturen, die dahinter stecken und nicht einfach
nur Einzelpersonen. Auch vermeintliche Safe(r) Spaces in Europa oder den
USA sind alles andere als sicher, wie Angriffe auf CSDs und Queer Bars in
den letzten Jahren deutlich aufzeigen. Dennoch ist es wichtig, dass queere
Personen  untereinander  frei  kommunizieren  können.  Laut  Bonnesen
Christoffersen existieren daher auch Safe(r) Circles, wobei sich das Konzept
aber nicht auf das Räumliche, sondern auf die Verbindung zwischen den
betroffenen Personen bezieht.  Teil  werden kann nur,  wem vertraut wird.
Neue Leute können also nur über bestehende Personen Teil dieses Circles
werden, welcher dann dafür sorgt, dass die Betroffenen sich sicherer damit
fühlen,  ihre  Identität  preiszugeben  und  innerhalb  des  Circles  offen
auszuleben.

Ebenso  gibt  es  auch  innerhalb  der  palästinensischen  Community
Organisationen,  die  sich  für  die  Rechte  queerer  Palästinenser:innen
einsetzen, wie uns Bonnesen Christoffersen erläutert. So gibt es Al Qaws,
eine NGO für sexuelle und geschlechtliche Diversität in der palästinensischen
Gesellschaft,  die  die  aktivste  Organisation  in  dieser  Hinsicht  darstellt.
Außerdem gibt es noch Aswat, die ihren Schwerpunkt auf queere Frauen
legt. Beide Organisationen haben ihren Sitz in Haifa in den Territorien von
1948.  Azina  erwähnt  diesbezüglich  auch  die  Tal’at-Bewegung,  eine
revolutionäre  feministische  Bewegung,  die  sich  gegen  sexistische  und
koloniale  Unterdrückung  von  palästinensischen  Frauen  einsetzt.



Kapitalismus, Kolonialisierung und Zionismus
–  unterdrückerische  Gründe  für
Queerfeindlichkeit
Wenn wir über queeres Leben in Palästina sprechen, ist es wichtig, sich das
Verhältnis  von  Kapitalismus  sowie  israelischer  Besatzung  näher
anzuschauen, statt rassistische Stereotype zu reproduzieren – oder queere
Unterdrückung zu verharmlosen. Dabei wird klar, dass Diskriminierung von
LGBTIA+-Personen ein internationales Phänomen ist, da sie, verkürzt gesagt,
von den vorgegebenen Geschlechterrollen abweichen, in diese oftmals nur
schwer einsortiert werden können. Sie werden somit als Bedrohung für die
herrschende kapitalistische Ordnung und folglich das Ideal der bürgerlichen
Familie angesehen. Je etablierter die geschlechtliche Arbeitsteilung, desto
höher auch die Ablehnung von Queers könnte man sagen.

Dass  Queerness  innerhalb  Palästinas  ein  gesellschaftliches  Tabuthema
darstellt,  hat  also  nichts  damit  zu  tun,  dass  Palästinenser:innen  per  se
konservativ,  rückschrittlich  sind  oder  der  Islam  „böser“  ist  als  andere
Religionen.  Neben  der  Tatsache,  dass  viele  Vertreter:innen  des
palästinensischen  Nationalismus  säkular  sind,  entwickeln  auch  andere
Religionen stark reaktionäre Momente – siehe den Hinduchauvinismus in
Indien oder  evangelikale Fundamentalist:innen in den USA. Dies ist meist
eine Frage der gesellschaftlichen Basis und politischen Bedingungen, wo und
wie stark religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen
werden und gar größere Massen erfassen können.

Die Gründe für das Tabu sind an die materiellen Gegebenheiten gebunden –
und  diese  werden  zum  Großteil  von  der  israelischen  Besatzung  und
Apartheid  bestimmt.  Das  wird  besonders  ersichtlich,  wenn  wir  uns  die
ökonomische  Situation  von  Frauen  anschauen.  Diese  haben  in  den
palästinensischen Gebieten im Schnitt höhere Bildungsabschlüsse, sind aber
um ein Vielfaches mehr von Arbeitslosigkeit betroffen. Das ist an sich nichts
Ungewöhnliches. Während wir in anderen Ländern in Krisenzeiten sehen,
wie Frauen systematisch aus dem Produktionsprozess gedrängt werden, ist
dieser  „Krisenzustand“  jedoch  in  gewissem  Maß  Normalzustand,  da  es



generell eine Knappheit an Arbeitsplätzen in den palästinensischen Gebieten
gibt. Die Arbeitslosigkeitrate lag laut dem Internationalen Währngsfond 2022
insgesamt bei 26 %. Dabei gibt es erhebliche Unterschiede zwischen der
Westbank (13 %) und Gaza (45 %), aber bei Geschlechtern (Frauen  40 %, 
Männern 20 %).

Bedingt  sind diese Zahlen vor allem durch die  Restriktionen seitens des
israelischen  Staates.  So  können  Bewohner:innen  Gazas  nicht  einfach
ausreisen und woanders arbeiten. Auch in der Westbank sind die Jobs, die
Palästinenser:innen „zur Verfügung gestellt werden“ zum Großteil auf den
Bausektor beschränkt. Der systematische Ausschluss von Frauen aus dem
Produktionsprozess befeuert die bestehende patriarchale Arbeitsteilung in
den palästinensischen Gebieten, da sie somit in die Familie gedrängt werden,
Sorge-  und  Carearbeit  übernehmen  müssen  und  derart  klassische
Geschlechterrollen  weiter  reproduziert  werden.  So  kommt  es  auch  zu
Erwartungen,  von  denen  Bonnesen  Christoffersen   erzählt,  wie
beispielsweise,  dass  Menschen  in  einem  heiratsfähigen  Alter  auch
schnellstmöglich  heiraten,   was  wiederum  auf  Queers  Druck  ausübt.

Auch Azina ist bezüglich der Lage in der Westbank der Meinung, dass vor
allem  der  Einfluss  der  israelischen  Behörden  auf  die  Institutionen  der
Westbank  dafür  sorgt,  dass  Maskulinität  und  patriarchale  Strukturen
verstärkt werden. Der Einfluss der israelischen Besatzungsmacht auf alle
gesellschaftlichen  Bereiche  der  Palästinenser:innen  raubt  jedem
Lebensbereich die Autonomie, sei es an Checkpoints oder in der eigenen
Community. Dadurch wird ihnen letztendlich nicht einmal die Möglichkeit
gegeben,  die  gesellschaftlichen  Strukturen  offener  und  inklusiver
umzugestalten. Dies bestätigt auch Bonnesen Christoffersen: „Palästina hatte
(und hat) eine lebendige und florierende Kultur, die leider seit 1948 sehr
stark von der zionistischen Kolonisierung beeinträchtigt wird. Mein Eindruck
von Palästinenser:innen ist, dass sie einen Mut und Courage besitzen, die
über  das  hinausgehen,  was  ich  anderswo erlebt  habe,  und  dass  es  den
Wunsch gibt, das Leben trotz der Umstände, in denen sie leben, zu feiern.
[…]  Historisch  gesehen  war  die  Levante  (Palästina,  Libanon,  Jordanien,
Syrien) nie queerfeindlich. Tatsächlich gab es eine große Toleranz gegenüber



anderen  Sexualitäten  und  Geschlechtsausdrücken.  Queerfeindlichkeit
breitete sich erstmals während des europäischen Mittelalters aus. Und die
europäischen Kolonialmächte waren es auch, die Jahrhunderte später, als sie
die  Welt  kolonisierten,  ihre  queerfeindlichen  Absichten  und  Ansichten
gegenüber  den  Menschen  durchsetzen,  die  kolonisiert  wurden.“

Gleichzeitig ist es wichtig, klare Kritik an den Machthaber:innen innerhalb
der  palästinensischen  Gebiete  zu  üben.  Denn  ob  palästinensische
Autonomiebehörde (PA) oder Hamas, beide scheren sich sonderlich wenig um
Frauen-  wie  LGBTIA-Rechte.  Ob  durch  explizite  Kooperation  mit  der
israelischen Besatzungsmacht wie seitens der PA oder durch die Umsetzung
ihrer reaktionären religiösen Ideologie wie bei Hamas. Besonders Letztere
hat auch schon eigene Mitglieder hingerichtet, nachdem sie homosexueller
Aktivitäten  beschuldigt  wurden,  und  Betroffene  berichten,  von  Hamas-
Mitgliedern aufgrund ihrer Queerness bedroht, gefoltert und verhört worden
zu sein. Der Vorwurf der Homosexualität wird also genutzt, um politische
Gegener:innen,  wie  Mitglieder  der  Fatah,  auszuschalten,  indem  sie  sie
aufgrund dessen verhaften und teilweise auch exekutieren. Doch auch hier
ist es wichtig zu verstehen, dass insbesondere die Hamas nur aufgrund der
Apartheid existiert und an gesellschaftlichem Zuwachs gewinnen konnte. So
wurde sie nach ihrer Gründung zunächst von Israel toleriert, wohingegen
andere Gruppen des palästinensischen Widerstands mit linker Ausrichtung
hartnäckig verfolgt wurden. Des Weiteren wurde die Hamas überhaupt erst
als Reaktion auf die israelische Besatzung gegründet, um den Widerstand zu
bündeln.  Sie  und  ihre  reaktionäre  Ideologie  müssen  natürlich  von
Marxist:innen im ideologischen Kampf um die Führung der palästinensischen
Befreiungsbewegung herausgefordert und bekämpft werden. Dabei muss an
dieser  Stelle  auch  klare  Kritik  an  Vertreter:innen  der  palästinensischen
Linken geübt werden: Klar ist, dass  für ein Ende der Existenz der Hamas
zuerst die Apartheid fallen muss, da sie hierfür die materielle Grundlage
darstellt. Doch der Kampf für die Verbesserung von Frauen- und LGBTIA+-
Rechten  kann  nicht  hintangestellt  werden,  bis  ein  befreites  Palästina
erkämpft wurde, sondern muss aktiv Hand in Hand gehen – auch um eine
klare, fortschrittliche Kraft im Befreiungskampf zu etablieren.



Pinkwashing
In diesem Kontext ist die Inszenierung Israels als „einzige Demokratie im
Nahen Osten“ und als „besonders fortschrittlich“ in Bezug auf LGBTIA+-
Rechte mehr als unglaubwürdig. Denn während die israelische Regierung
selbst aktiv demokratische Umstrukturierung durch die Unterdrückung der
Palästinenser:innen  verhindert  sowie  die  Lage  nutzt,  um  queere
palästinensische Personen zu verhöhnen,  wenn sie  davon sprechen,  dass
Queer for Palestine dasselbe sei wie „Chickens for KFC“, hat es in den letzten
Jahren auch einen Rollback in Israel selber gegeben. Im Jahr 2023 wurden
dort 5-mal mehr queerfeindliche Vorfälle in der Öffentlichkeit registriert als
zuvor und eine Reihe von Regierungsvertreter:innen hat offen reaktionäre
Aussagen getätigt. So behaupten die eigenen Minister:innen der ultrarechten
Regierung, Homosexualität würde die größte Gefahr für das Land darstellen,
wie zum Beispiel Yitzhak Pindrus (United Torah Judaism). Pindrus behauptet
sogar, Homosexualität wäre gefärhlicher als die Hamas. Auch der israelische
Minister für Nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir (Otzma Yehudit), der sich
bereits gegen Pridedemos aussprach und auf der Pride 2008 in Tel  Aviv
sogar Gewalt gegen eine jüdische trans Frau ausgeübt haben soll (zumindest
existieren Fotos, die diese Vermutung nahelegen) ist ein Beispiel dafür. Ben-
Gvir ist übrigens mittlerweile auch für die Sicherheit der Jerusalem Pride
zuständig. Wie man sich da als queere Person sicher fühlen soll, kann man
schon mal in Frage stellen.

Der  israelische  Finanzminister  Bezalel  Smotrich  (HaTzionut  HaDatit)
bezeichnet sich sogar selbst als einen faschistischen Homophoben, während
der  ehemalige  sephardische  Oberrabbiner  Shlomo  Amar  Pride-
Demonstrierende  mit  wilden  Tieren  vergleicht  und  der  Meinung  ist,
Homosexuelle nach jüdischem Gesetz mit dem Tode bestrafen zu können. Der
Bürgermeister Jerusalems Aryeh King ließ 2020 ein Regenbogenbanner vom
Gebäude der US-Botschaft entfernen, da keine Erlaubnis eingeholt worden
war und es ein Zeichen für Unreinheit  darstellen würde.  Aber nur beim
Reden Schwingen soll es für die Queerfeind:innen Israels nicht bleiben, denn
Teile der ultrarechten nationalistisch-konservativen Regierung Israels haben
auch vor, ihre Queerfeindlichkeit in die Tat umzusetzen, indem sie erkämpfte

https://de.wikipedia.org/wiki/Sephardim


Rechte für LGBTIA+-Personen wieder zurücknehmen. Viele fürchten, dass
das  vor  allem  die  Adoptionsrechte  für  homosexuelle  Paare,  aber  auch
medizinische Unterstützung für trans Personen betrifft. Aber auch außerhalb
der Regierung gibt es queerfeindliche Angriffe: 2015 attackierte ein Mann
Personen auf der Jerusalem Pride mit einem Messer, kurz nachdem er aus
dem Gefängnis für genau dieses Verbrechen im Jahr 2005 entlassen wurde.

Trotz  alledem hält  sich  das  Bild  Israels  als  fortschrittlich  in  Bezug  auf
LGBTIA+-Rechte,
Aber all diese Aussagen und Taten zeigen auf, dass der Zionismus und auch
der bürgerliche Staat an sich nicht in der Lage sind, die Unterdrückung
queerer Personen zu beenden. Letztendlich nutzt der israelische Staat sein
Pinkwashing  aber  nicht  nur  dazu,  um  die  Unterdrückung  der
palästinensischen Community zu verschleiern und sich vermeintlich positiv
abzuheben,  auch  wenn  die  progressivere  Gesetzgebung  sowieso
hauptsächlich dem weißen cis männlichen Schwulen zugutekommt, sondern
sie  seine  vermeintliche  Vormachtstellung  und  Doppelmoral  auch,  um
Kriegsverbrechen  gegen  Gaza  zu  rechtfertigen.

Homonationalismus
So gab es auch in den letzten Monaten Fotos von IDF Soldat:innen, welche
die Regenbogenflagge in Gaza im Kriegsgebiet hochhielten und „In the Name
of Love“ dazu schrieben. Die israelische Armee behauptet also, sie würde
sich  für  queere  Palästinenser:innen  einsetzen,  indem  sie  demokratische
Rechte in die palästinensischen Gebiete brächte. Und das, während sie die
(queeren) Palästinenser:innen und ihre Familien, Freund:innen und Bekannte
umbringt und ihnen jegliche Möglichkeit zur Selbstermächtigung nimmt.

Diese  Strategie  kann  auch  als  Homonationalismus  bezeichnet  werden.
Geprägt von Jasbir Puar, beschreibt  der Begriff die Instrumentalisierung von
queeren  Rechten,  um  die  eigenen  nationalistischen  Ziele  umsetzen  zu
können,  zum  Beispiel  in  Form  von  Kriegen  oder  restriktiven
Einwanderungsgesetzen.  Dabei  kann  der  israelische  Staat  den  eigenen
Zerstörungswahn  gegen  das  palästinensische  Volk  gegenüber  anderen
Staaten und deren Bevölkerungen legitimieren und gleichzeitig die Spaltung



zwischen  Palästinenser:innen  und   israelischer  Arbeiter:innenklasse
vorantreiben. Eine Spaltung, die für die herrschende Klasse gar nicht tief
genug  sein  kann,  denn  die  vereinten  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten
können ihnen und ihrer Klasse sehr gefährlich werden. Um diese Spaltung zu
überwinden,  muss  sich  die  israelische  Arbeiter:innenklasse  aber
offensichtlich  vom  Joch  des  Zionismus  befreien.

Besonders ergreifend kann man diesen Zusammenhang auch in den kurzen
Statements queerer Palästinenser:innen beim Projekt „Queering the Map“
nachlesen. Ein Beispiel, was den Schmerz darüber noch einmal besonders
unterstreicht, wie (queere:r) Palästinenser:innen unter der Besatzung und
Krieg leiden müssen:

„Ich habe mir immer vorgestellt, dass du und ich in der Sonne sitzen, Hand
in Hand,  endlich frei.  Wir sprachen über all  die Orte,  an die wir  gehen
würden, wenn wir könnten. Doch du bist jetzt weg. Wenn ich gewusst hätte,
dass die Bomben, die auf uns niederregnen, dich mir wegnehmen würden,
hätte ich der Welt bereitwillig erzählt, wie sehr ich dich geliebt habe. Es tut
mir leid, dass ich ein Feigling war. Kiryat (eigene Übersetzung)“.

Diese anonyme Zeilen sollen an dieser Stelle erst einmal für sich sprechen.

Die  Schlussfolgerung  aus  dieser  Analyse  muss  für  Kommunist:innen
zwangsläufig darin liegen, dass erst die Befreiung von Kolonialismus und
Imperialismus  auch  die  für  Palästinenser:innen,  ob  queer  oder  nicht,
bedeutet.

In diesem Sinne richtet Azina die folgenden Worte an uns und auch an euch:
„Wir  brauchen grundlegende Gerechtigkeit  und ein Ende der  Besatzung.
Bitte engagiert euch, meine feministischen Genoss:innen in Europa, denn:
Ich habe weder den Wunsch, für die Heimat noch für den Erdboden hier zu
sterben, aber wenn ich für die Menschheit, für Frieden und bedingungslose
Liebe sterbe, macht es mir nichts aus.“

Erst in einem freien Palästina kann die Gesellschaft so umgestaltet werden,
dass sich niemand mehr verstecken muss aus Sorge, als Nächste/r von der
israelischen Besatzungsmacht massiv unterdrückt,  entrechtet,  gedemütigt,



missbraucht, erpresst oder getötet zu werden. Daher müssen wir uns für ein
freies, säkulares, binationales, sozialistisches Palästina einsetzen.

Frauen – und Queerbefreiung Hand in Hand
Bonnesen  Christoffersen  argumentiert,  dass  Frauen-  und  Queerkämpfe
gemeinsam geführt werden sollten, um erfolgreich zu sein: „Nachdem ich
auch mit einigen feministischen Bewegungen in Palästina interagiert habe,
habe  ich  mitbekommen,  dass  die  generelle  Meinung  existiert,  dass  die
Rechte von Frauen über den Rechten von queeren Personen stehen. Nicht,
dass diese Bewegungen queere Menschen nicht unterstützen, sondern eher
in dem Sinne, dass jetzt nicht der richtige Zeitpunkt sei, um über ihre Rechte
zu sprechen. Ich denke daher, dass wenn palästinensische Bewegungen, die
mit  den  gleichen  Kämpfen  konfrontiert  sind  (z.  B.  Patriarchat),  sich
zusammenschließen, um ihre Stimmen zu stärken, sie auch in der Lage sein
könnten, mehr Bewusstsein für die Situation queerer Palästinenser:innen zu
schaffen.“

Als Marxist:innen erkennen wir an, dass Frauen- und Queerunterdrückung
auf dieselben Strukturen der Klassengesellschaft zurückgehen, egal ob in
Palästina oder Deutschland: die geschlechtsbedingten Arbeitsteilung, welche
maßgeblich  mit  aufrechterhalten  wird  durch  das  Ideal  der  bürgerlichen
Familie und die Geschlechterrollen. Auch wenn die Lage von Frauen und
queeren Personen unterschiedlich ist, so ist dennoch ein gemeinsamer Kampf
vonnöten.  Frauen  kämpfen  schon  seit  1920  in  der  palästinensischen
Befreiungsbewegung, in der sie schon seit jeher sexualisierte Gewalt durch
die Besatzungsmächte erfahren mussten und weiterhin erfahren. Wenngleich
sie  eine wichtige Rolle  einnehmen und einnahmen,  sind sie  immer noch
selten an politischer Entscheidungsfindung beteiligt. Der Sieg der Hamas in
Gaza war ein Rückschritt für die Rechte der Frauen, da sie darauf drängt,
das  palästinensische  Recht  durch  die  Scharia  (wörtlich:  gebahnter  Weg;
religiöses  Gesetz)  zu  ersetzen.  Dennoch  setzen  sich  palästinensische
Frauenaktivist:innen für Gesetze zum Schutz von Frauen vor Ehrenmorden
und männlicher häuslicher Gewalt ein.

Wir müssen uns neben dem Ende der israelischen Apartheid, der Besatzung



und für ein freies, säkulares, multiethnisches, sozialistisches Palästina auch
konkret  für  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  einsetzen,  um  die
materielle  Grundlage  von  Frauen-  und  Queerunterdrückung  auflösen  zu
können. Das bedeutet den Ausbau von Pflege, Kinderbetreuung, kollektive
und kollektivierte Formen der Hausarbeit (Kantinen, Wäschereien etc.), die
Stärkung der ökonomischen Unabhängigkeit von geschlechtlich und sexuell
Unterdrückten und alternative Formen des Zusammenlebens. All das kann
natürlich  nicht  von  heute  auf  morgen  passieren,  und  im  Angesicht  des
aktuellen brutalen Krieges scheint dies auch unfassbar fern. Jedoch ist es die
Aufgabe  von  Revolutionär:innen  und  allen,  die  solidarisch  mit  dem
palästinensischen  Befreiungskampf  sind,  nicht  nur  für  eine  sofortige
Waffenruhe  und  das  Ende  der  Apartheid  einzutreten,  sondern  auch  zu
diskutieren,  wie  der  Kampf  für  nationale  Befreiung  mit  dem  Recht  auf
sexuelle und geschlechtliche Selbstbestimmung verbunden werden kann. Die
Kämpfe darum sind keineswegs irrelevant  oder nachgeordnet,  aber ohne
Umgestaltung der ökonomischen Struktur unserer Gesellschaft bleiben ihre
Erfolge begrenzt. Zusätzlich sollten Frauen und queere Personen in Palästina
auch für eine Reihe an Forderungen gemeinsam kämpfen, zum Beispiel:

Gleiche  Rechte  und  Zugang  zu  Bildung  für  Alle,  gleiche
Eigentumsrechte,  gleicher  Lohn  für  gleiche  Arbeit  sowie  volle
Integration  in  den  Produktionsprozess.  Konkret:  z.  B.  durch
Quotierung in zentralen/wichtigen Beschäftigungsverhältnissen, um
aktuell  den  Ausschluss von Palästinser:innen von der Lohnarbeit
entgegenzuwirken. Davon würden vor allem palästinensische Frauen
in der  aktuellen Situation profitieren,  welche vor  allem in  Gaza 
relativ  hohe  Bildungsabschlüsse  haben,  aber  geringe
Beschäftigungsraten.
Keine Straffreiheit für diejenigen, die Frauen oder queere Personen
ermorden,  vergewaltigen  und  schlagen,  seien  es  Verwandte  oder
Fremde.
Für das Recht auf Selbstbestimmung über den eigenen Körper, die
eigene Sexualität und die eigenen reproduktiven Entscheidungen.
Ebenso  muss  auch  innerhalb  der  pa läst inens ischen
Befreiungsbewegung gegen Vorurteile und Gewalt gegenüber Frauen



und LGBTIA-Personen angekämpft werden, auch wenn wir das nicht
zur Bedingung eines gemeinsamen Kampfes machen.
Für das Recht auf Caucustreffen für Frauen und LGBTIA-Personen
innerhalb der palästinensischen Befreiungsbewegung.

Damit  der  Kampf  gegen  Besatzung,  Imper ia l ismus,  Kr ieg,
Frauenunterdrückung und Queerfeindlichkeit international geführt werden
kann, ist klar, dass Solidaritätsbekundungen nicht ausreichen können, auch
wenn  wir  bedingungslos  hinter  dem  palästinensischen  Befreiungskampf
stehen. Stattdessen müssen wir uns international zusammenschließen und
gemeinsam kämpfen. Denn unsere Feind:innen, die imperialistischen Staaten
und ihre regionalen Handlanger:innen, sind für jede/n Unterdrückte/n und
jede/n  Ausgebeutete/n  letztendlich  die  gleichen,  auch  wenn  sich  unsere
Situationen  in  besetzten  Gebieten,  Halbkolonien  und  imperialistischen
Kernzentren natürlich unterscheiden. Dafür braucht es eine internationale
Frauen-  und  LGBTIA-Bewegung  genauso  wie  eine  internationale
Arbeiter:innenbewegung, denn wir dürfen unsere Kämpfe nicht anhand von
nationalen Grenzen spalten lassen, sondern müssen uns im Klaren darüber
sein, dass sie durch Klassenlinien geprägt sind und auch dementsprechend
klassenkämpferisch  geführt  werden  müssen.  Um  diese  Bewegungen
anzuführen  und  die  Kämpfe  zuzuspitzen,  bedarf  es  auch  einer  neuen
kommunistischen Partei und einer neuen Internationale.



Wie kommen wir zu einem freien, säkularen, binationalen, sozialistischen Palästina?
Wir setzen uns für eine Ein-Staaten-Lösung ein, da wir der Meinung sind, dass das die einzige Möglichkeit

darstellt, um die Befreiung des palästinensischen Volkes zu garantieren, ohne Zugeständnisse an den
Zionismus machen zu müssen. Das bedeutet nicht, die israelisch-jüdische Bevölkerung zu vertreiben oder gar

auszulöschen, jedoch sehr wohl, den Zionismus und damit den israelischen Staat zu zerschlagen. Da wir
glauben, dass Religionen als Vorwand für imperialistische Unterdrückung und zur Umsetzung geopolitischer

Interessen genutzt werden, setzen wir uns für einen säkularen, multiethnischen Staat ein, indem es
kulturellen Austausch statt einseitiger Assimilation geben soll. Das Rückkehrrecht sowie der Zugang zu

Wohnraum, Wasser, Lebensmitteln, Arbeit und Bildung für alle, egal ob Israelis oder Palästinenser:innen kann
nur unter einer demokratischen Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gewährleistet werden. Diese sozialistische

Ein-Staaten-Lösung müsste in eine sozialistische Föderation des Nahen Ostens eingebettet werden, um die
vom Imperialismus bewusst geschaffene Spaltung überwinden zu können und so ein massives Kampfmittel

darstellen zu können. Demnach darf der Kampf der Palästinenser:innen nicht als isoliert verstanden werden,
und die Arbeiter:innenklassen der umliegenden Länder müssen sich dem Kampf anschließen und einen neuen
Arabischen Frühlung erzwingen. Das gilt auch in letzter Konsequenz für die israelische Arbeiter:innenklasse.

Als Ansatzpunkt in Halbkolonien kann der Kampf für die Vollendung der verbliebenen bürgerlich-
demokratischen Aufgaben im Sinne von Trotzkis Theorie der permanenten Revolution angesehen werden, das

heißt also: Fokus auf nationale Einheit und Unabhängigkeit, eine Agrarrevolution sowie politische
Demokratie. Doch kann das im Imperialismus für Halbkolonien nicht wirklich vollständig erfüllt werden.

Daher darf der Kampf hier keineswegs aufhören und muss in einen für Sozialismus umschlagen, um wirklich
erfolgreich sein zu können. Doch das kann nicht durch Guerillatruppen erreicht werden, sondern nur durch

Demonstrationen und Streiks, letztendlich massenhafte Aufstände. Also mit Hilfe einer Intifada mitsamt einem
Generalstreik, zu dem auch international alle Gewerkschaften zur Beteiligung aufgerufen werden. Und die
Massenaktionen in der 1. Intifada haben auch bereits gezeigt, dass das palästinensische Proletariat und die
Jugend kämpfen können. Dafür braucht es den Aufbau von kämpferischen Gewerkschaften, Arbeiter:innen-,

Bäuerinnen-/Bauernräte, Frauenkomitees  und auch Volksmilizen. Auch müssen die Kräfte der
Arbeiter:innnenklasse und das regionale (Klein-)Bürger:innentum in einer antiimperialistschen Einheitsfront

zeitweise gemeinsam gegen die Imperialist:innen kämpfen. Sie bleiben jedoch unerbittliche
Klassenfeind:innen. Das bedeutet auch, dass es sich um getrennte Organisierung handeln muss, wobei sich

die betroffenen Gruppierungen und Organisationen jederzeit offen kritisieren dürfen sollen. Das ist besonders
für uns als Marxist:innen wichtig, da wir so die (klein-)bürgerliche Führung auf einer ideologischen Ebene

angreifen und somit ihren Einfluss auf die Unterdrückten schmälern können.
Denn auch die Führungskrise der Arbeiter:innnenklasse ist etwas, was nicht nur in Deutschland, sondern auch

in Halbkolonien vorhanden ist und auch zu dem immer wiederkehrenden Verrat an den Interessen der
Unterdrückten und Ausgebeuteten durch (klein-)bürgerliche Bewegungen führt, etwas durch die Hamas oder
auch während des Arabischen Frühlings. Daher braucht es eine revolutionäre Partei, um die Interessen der

Arbeiteren:innnenklasse durchzusetzen, indem sie die Kämpfe zuspitzt und anführt. Die Avantgarde stellt hier
die palästinensische Arbeiter:innenklasse mit dem Ziel dar, die israelische Arbeiter:innen klasse auch in die

antizionistische Vorhut hineinzuziehen. Die Partei muss demokratisch-zentralistisch organisiert sein und zum
Ziel haben, sowohl die israelische Regierung als auch die Palästinensische Autonomiebehörde zu entmachten

und eine konstituierende Versammlung einzusetzen, die die Verfassung eines binationalen, säkularen,
demokratischen und sozialistischen Staates ausarbeitet. Der Höhepunkt des revolutionären Kampfes stellt die

Machtübernahme durch Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern in Form von Deligiertenräten sowie die
Bewaffnung der arbeitenden Bevölkerung und Zerschlagung des bürgerlichen Staates in seiner

gegenwärtigen unterdrückerischen Form dar. Aber der alleinige Kampf im Nahen und Mittleren Osten reicht
nicht aus, um den Imperialismus weltweit zu besiegen. Hierfür muss die revolutionäre Partei auch in eine

Internationale integriert werden, und für die Arbeiter:innenklasse in den imperialistischen Kernzentren sollte
die Devise lauten: Der Hauptfeind steht im eigenen Land. Das kann zum Beispiel konkret bedeuten, sich an

Blockaden von Waffenlieferungen zu beteiligen.



Politischer  Streik  in
Deutschland:  Wie  kommen  wir
dahin, am 8. März zu streiken?
von Ramona Summ & Valentin Lambert, Fight! März 2024

„Wenn wir streiken, steht die Welt still“. Dieser Slogan untermalte 2018 den
feministischen  Generalstreik  in  Spanien  zum  Internationalen
Frauenkampftag.  Die  spanischen  Frauen  haben  bezahlte  und  unbezahlte
Arbeit  niedergelegt  und  so  ökonomischen  und  gesellschaftlichen  Druck
ausgeübt,  indem hunderte Züge ausfielen,  Straßen blockiert  wurden und
Schulen  sowie  Kitas  geschlossen  blieben.  Auch  in  Deutschland  ist  diese
Parole verwendet worden. Der Unterschied:  Hierzulande wird in der Regel
die  Arbeit  nicht  niedergelegt,  sondern  die  Wut  über  die  alltägliche
sexistische Unterdrückung durch Demonstrationen und Kundgebungen an
die Öffentlichkeit getragen. Diese Aktionen sind wichtig und zeigen, wie viele
Menschen auch hierzulande für Frauenforderungen auf die Straße gehen.
Doch es wirft auch die Frage auf: Wie kommen wir in Deutschland dazu, dass
alles stillsteht? Denn Gründe zu streiken, gibt es allemal.

Was möglich wäre
Erinnern wir uns an die Coronapandemie: Während alle ihr Mitgefühl und
Unterstützung durch Klatschen am Fenster oder auf dem Balkon kundtaten,
musste  das  medizinische  Personal  massive  Überstunden  zu  schlechten
Arbeitsbedingungen schieben. Das Gesundheitssystem stand damals vor dem
Kollaps und wird seitdem auch nur durch die Bereitschaft des existierenden
Personals  zusammengehalten.  Von  der  miserablen  Versorgung  bezüglich
Abtreibung  sowie  Häusern  zum  Schutz  vor  Gewalt  ganz  zu  schweigen.
Frauen  sind  die  doppelten  Krisenverliererinnen  und  die  Ungleichheit
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zwischen den Geschlechtern hat sich weiter verschärft. Kurzum: Die Liste an
Missständen ist ewig lang. Doch all das muss nicht so bleiben, sondern sind
Dinge,  die  verändert  werden  könnten.  Demos,  Petitionen,  vereinzelte
Proteste reichen jedoch dafür nicht aus. Um den nötigen Druck zu erzeugen,
für feministische Forderungen zu kämpfen, bedarf es eines ökonomischen
Stillstandes. Denn erst wenn die Profite des kapitalistischen Systems nicht
mehr  f l ießen,  wird  eine  polit ische  Kraft  ausgespielt ,  die  die
Kapitalistenklasse  nicht  mehr  ignorieren  kann.

Stellen wir uns jetzt vor, dass der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) mit
seinen 5,6 Millionen Mitgliedern sich dazu entscheiden würde,  für  einen
Streik einzutreten: Es gäbe in tausenden von Betrieben Vollversammlungen,
wo man nicht nur über die Forderungen reden könnte, sondern auch Raum
hätte, darüber zu diskutieren, wie und wo Sexismus im Betrieb sowie in der
Gesellschaft  stattfinden.  Das  würde  nicht  nur  helfen,  die  Forderungen
durchzusetzen,  sondern  auch  einen  Beitrag  leisten,  wie  innerhalb  der
Gesellschaft über antisexistische Themen geredet wird. Wie also kommen wir
dahin?

Ein kurzer historischer Abriss
Während in vielen EU-Ländern politische Streiks rechtlich erlaubt sind und
wir in den letzten Jahrzehnten Generalstreiks in Belgien oder Frankreich
miterleben  konnten,  ist  im  Bewusstsein  der  deutschen  Öffentlichkeit
verankert,  dass  hier  keine  politischen  Streiks,  geschweige  denn
Generalstreiks, möglich sind. Doch woran liegt das genau? Rechtlich ist ein
Verbot von politischen Streiks nicht geregelt. Das Grundgesetz schützt das
Recht zu streiken und auch historisch gab es in der deutschen Geschichte
immer wieder politische Streiks – wenn auch deutlich weniger als in anderen
Ländern. Beispiele dafür sind aus der Vergangenheit der Generalstreik für
die  Beendigung  des  1.  Weltkrieges  1918,  welcher  trotz  Verbots
Hunderttausende  auf  die  Straßen  brachte  oder  der  1948  für  die
Demokratisierung  und  Sozialisierung  der  Wirtschaft.  Doch  auch  in  der
neueren  Geschichte  kam es  zu  Protesten:  1996  gegen  die  Kürzung  der
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall  oder  2007,  als  die  IG Metall  zu  einer



Arbeitsniederlegung  aufgerufen  hatte,  um  gegen  die  Rente  mit  67  zu
protestieren. 2023 sorgte der Schulterschluss zwischen ver.di und Fridays
For Future (FFF) für hitzige Debatten, ob dies denn überhaupt legitim sei
oder nicht schon ein politischer Streik. FFF unterstützte mit der Kampagne
#wirfahrenzusammen  insbesondere  die  Forderungen  des  ÖPNV  in  den
Tarifverhandlungen  des  öffentlichen  Dienstes  und  setzte  auf
Streikkundgebungen  Akzente  und  Forderungen  für  eine  nachhaltige
Verkehrswende.  Woher kommt also die  Annahme,  dass  politische Streiks
verboten sind?

Scheinbares  Verbot  und  Angriffe  auf  das
Streikrecht
Dies leitet sich aus einem Urteil des Freiburger Landgerichts von 1952 ab.
Damals  streikten  Beschäftigte  der  Zeitungsbetriebe  für  mehr  Rechte  im
Betriebsverfassungsgesetz.  Das  Gericht  urteilte  dabei,  dass  die  Streiks
rechtswidrig  sind,  unterstrich  aber  ausdrücklich,  dass  sie  nicht
verfassungswidrig sind: „Sollte durch vorübergehende Arbeitsniederlegung
für die Freilassung von Kriegsgefangenen oder gegen hohe Besatzungskosten
oder gegen hohe Preise demonstriert werden, dann könnte dieser politische
Streik wohl kaum als verfassungswidrig angesehen werden.“

Das im Grundgesetz festgeschriebene Recht zu streiken ergibt sich aus dem
Artikel 9 Absatz 3. Dort wird geregelt, dass Arbeitskämpfe „zur Wahrung und
Förderung  der  Arbeits-  und  Wirtschaftsbedingungen“  geführt  werden
können.  Ein  Grundrecht  auf  Streik,  losgelöst  von  seiner  funktionalen
Bezugnahme auf  die  Tarifautonomie,  gewährleistet  der  Artikel  allerdings
nicht.  Darüber  hinaus  wurde  in  den  vergangenen  Jahrzehnten  das
Streikrecht  immer  weiter  ausgehöhlt,  während  zeitgleich  die
Arbeitsbedingungen sich verschlechterten durch Privatisierung sowie Ausbau
des Niedriglohnsektors. Beispiele dafür sind das Gesetz zur Tarifeinheit oder
die  diversen  Schlichtungsvereinbarungen,  die  dazu  genutzt  werden,
„Ruhepausen“  in  Streiks  zu  erzwingen.

Kurzum: In Deutschland ist Streikrecht Richter:innenrecht. Ein politischer



Streik ist faktisch möglich. Er ist nicht explizit verboten, bestehende Gesetze
legalisieren jedoch nur Streiks für Tarifverträge. Diese Begrenztheit  wird
jedoch von der internationalen sowie europäischen Rechtsprechung kritisiert
und  Jurist:innen  wie  Theresa  Tschenker  meinen,  dass  die  Grenzen  des
Legalen  z.  B.  verschoben  werden  können.  Zu  Recht  sieht  sie  in  den
Tarifkämpfen um Entlastung der Krankenhausbeschäftigten das Manko, dass
sie nicht am Finanzierungssystem gerüttelt hätten. Dies ist sicher einer der
Gründe,  warum  diese  Bewegung  dem  Kahlschlag  durch  die  jüngsten
Lauterbach’schen Krankenhaus„reformen“ wehr- und hilflos gegenübersteht.
Sie fordert: „Man müsste die Rechtsprechung zum Verbot des politischen
Streiks  herausfordern.  Dazu  bräuchte  es  einen  bundesweiten
Krankenhausstreik … Es müsste klar werden, dass alle Beschäftigten dafür
streiken, dass die Finanzierung geändert wird …“ Auch die Beispiele nach
1952 machen deutlich, dass es eher eine Frage der Entschlossenheit bleibt
als eine der Rechtslage. Hinzu kommt, dass, objektiv betrachtet, selbst ein
existierendes  Verbot  nicht  bedeutet,  dass  man  dieses  bei  massenhaften
Protesten nicht auch kippen könnte – schließlich ist der politische Streik ein
notwendiges Mittel, um Druck auszuüben. Als Marxist:innen lassen wir uns
nicht  von  den  Gesetzen  des  bürgerlichen  Staates  begrenzen  und  die
Rechtsprechung  vertritt  die  Interessen  des  deutschen  Staates  und  des
Kapitals, indem durch Verbot eines Streiks keine Profiteinbußen auf Kosten
der Kapitalist:innen anfallen. Natürlich könnten Konsequenzen drohen, aber
im  Falle  einer  Bewegung  könnten  Repressionen  mit  erneuten  Streiks
abgewehrt  werden.  Was  also  hindert  uns  daran  zu  streiken?

Der Unwillen der Gewerkschaften
Eines  der  häufigsten  Argumente  ist,  dass  die  Gewerkschaften
Schadenersatzforderungen befürchten, wenn sie zu einem Streik aufrufen,
der nicht den rechtlichen Kriterien entspricht. Man sollte meinen, dass der
DGB sich zu wehren wüsste und seine Mitgliedschaft  tatkräftig  dagegen
mobilisieren könnte. Doch so einfach ist das nicht. Denn in der Realität sehen
wir  selbst  bei  bloßen  Tarifrunden  ein  Anbiedern  ans  Kapital  statt
kämpferischer  Streiks,  wie  die  Beschäftigten  bei  den  den  Tarifverträgen
TVöD,  TV-L  ,  der  Post  und  Bahn  am  eigenen  Leibe  gespürt  haben.



Zehntausende Neueintritte zeigten die enorme Kampfkraft,  stattdessen kam
es jedoch zu enttäuschenden Reallohnverlusten bei  den Abschlüssen.  Mit
zahlreichen Trickser- und Zahlendrehereien wird versucht, diese als Erfolge
zu verkaufen. Nullmonate und überlange Laufzeiten, die vorher kategorisch
abgelehnt wurden, wurden auf einmal akzeptiert. Der Informationsfluss, wie
der Abschluss denn zu bewerten sei, läuft einseitig und die Gewerkschaft
behält sich hier ein Informationsmonopol vor. Möglichkeiten, sich über den
Abschluss auszutauschen und gegebenenfalls weitere Schritte zu diskutieren,
gibt es wenig. Der vermeintlich demokratische Prozess zur Befragung aller
Gewerkschaftsmitglieder über das Ergebnis  ist  tatsächlich nicht  rechtlich
bindend.  So  verkommen  die  Tarifrunden  zu  reinen  Ritualen  und  dienen
lediglich der

Abwehr der schlimmsten Verelendung. Aber wieso? Die Verantwortlichen der
Misere sind schnell gefunden. Es ist die Gewerkschaftsbürokratie und deren
Programm der Sozialpartnerschaft.

Wurzeln  der  Bürokratie  und
Sozialpartnerschaft
Die Sozialpartnerschaft  zwischen Gewerkschaften und Unternehmer:innen
sorgt  für  ein  vermeintlich  harmonisches  Miteinander  zwischen
Arbeiter:inneninteressen  und  denen  des  Kapitals  gemäß dem Sprichwort
„zum Sterben zu viel, zum Leben zu wenig“ und basiert auf der Idee der
kapitalistischen  Mitverwaltung.  Reformistische  Politiker:innen  in  den
Führungen der Gewerkschaften, der Betriebsräte in den Großkonzernen, der
SPD, aber auch der Linkspartei setzen in ihrer Politik auf die Strategie der
Zusammenarbeit mit vermeintlich „vernünftigen“ Teilen der herrschenden
Klasse. Letzten Endes versprechen sie an der Regierung, „das größere Übel“,
also noch mehr Entlassungen und Sozialabbau, zu verhindern – und bereiten
damit nur ebendieses vor, indem sie die Klasse spalten und ihre Kampfkraft
schwächen. Die Gewerkschaftsführungen und Betriebsräte spielen dasselbe
Spiel  in  der  Hoffnung,  dass  Lohnverzicht  und  Kurzarbeit  Arbeitsplätze
sichern. Doch zeigt es vor allem eins: dass sie Frieden mit dem Kapitalismus
geschlossen haben, wohingegen die objektiven Interessen der Beschäftigten



dem diametral gegenüberstehen.

Diese  Politik wird von der Gewerkschaftsbürokratie getragen. Dabei gibt es
Momente,  in  denen  sie  gezwungen  ist,  zu  mobilisieren  und  radikal
aufzutreten.  Denn  ihre  Position  ergibt  sich  eben  daraus,  dass  sie  als
Vermittlerin zwischen Lohnarbeit und Kapital fungieren kann – im Interesse
der Beschäftigten Verbesserungen erkämpfen, aber eben nur so viel, dass es
dem  Kapital  nicht  schadet,  um  „den  eigenen  Standort“  und  die
„Wettbewerbsfähigkeit“ zu sichern. Dabei entwickelt sie als bürokratische
Schicht selbst ein materielles Interesse, ihre Rolle als Vermittlerin zwischen
Lohnarbeit und Kapital zu verewigen – und damit auch, die bürgerlichen
Eigentumsverhältnisse zu verteidigen. Dass sie sich etablieren konnte, ist ein
historischer Prozess, den wir an dieser Stelle nicht näher beleuchten können.
Gefördert  wird das aber durch die Extraprofite und Überausbeutung der
halbkolonialen  Welt.  Auch  wenn  es  sicher  Individuen  gibt,  die  es  als
Gewerkschaftssekretär:innen gut meinen – wir können nicht auf den guten
Willen Einzelner  vertrauen – insbesondere nicht, wenn deren Position auf
Überausbeitung von Kolleg:innen in anderen Ländern basiert.

Das  wirft  berechtigterweise  die  Frage  auf:  Kann man sein  Vertrauen in
solche Hände legen? Die klare Antwort lautet: Nein. Doch es hilft nicht, sich
komplett von den existierenden Strukturen der Gewerkschaften abzuwenden.
Schließlich  zeigen die  Beispiele  aus  anderen Ländern,  was  möglich  sein
könnte.  Deswegen  ist  es  notwendig,  die  existierenden  Tarifkämpfe  zu
politisieren  sowie  systematisch  gegen  Gewerkschaftsbürokratie  und
Sozialpartnerschaft  vorzugehen.

Klassenkämpferische  Basisbewegung
aufbauen!
Es  steht  also  an,  den  existierenden  Interessenkonflikt  offenzulegen  und
weiter  zu  politisieren.  Das  kann  beispielsweiseweise  bedeuten,  konkret
aufzuzeigen,  dass unser Geld nicht  weg,  sondern schlichtweg nach oben
umverteilt wurde, wie wir an den Abschlüssen von 2023 sehen. Das Geld, was
dem öffentlichen Dienst fehlt,  ist  nämlich bei  den Rüstungsausgaben der



Bundesregierung zu finden. Gleiches gilt  für antisexistische Forderungen.
Doch was bedeutet das in der Praxis?

Während  #wirfahrenzusammen  zeigt,  wie  Teile  der  Umweltbewegung
versuchen, ein Bündnis mit den Beschäftigten im ÖPNV zu schließen, bleibt
es Aufgabe für die feministischen Strömungen, es ihnen gleichzutun und
beispielsweise  die  Streiks  im  Caresektor  wie  der  Krankenhausbewegung
aktiv  zu  unterstützen.  Bei  all  den  positiven  Momenten,  wäre  es  jedoch
wichtig,  die  Fehler  der  #wirfahrenzusammen-Kampagne  nicht  zu
wiederholen. Das bedeutet, dass man sich nicht von Gewerkschaftsführung &
Co abhängig machen darf, um auch klare Kritik üben zu können für den Fall,
dass beispielsweise die Abschlüsse so enttäuschend ausfallen wie die 2023:

Nein  zu  allen  Gesprächen  hinter  verschlossenen  Türen!
Verhandlungen  sollen  öffentlich  über  das  Internet  übertragen
werden!  Keine Abschlüsse ohne vorherige Abstimmung unter  den
Mitgliedern!  Rechenschaftspflicht  und  Wahl  der  Tarifkommission
durch  die  Basis!
Streikleitung  den  Streikenden:  Für  f lächendeckende
Streikversammlungen bei  Streiks  in  den jeweiligen Branchen,  die
bindend entscheiden, wie ihr Kampf geführt wird!

Doch  es  darf  nicht  dabei  bleiben,  Tarifkämpfe  zu  kommentieren.  Auch
innerhalb  von  Gewerkschaften  kommt es  zu  Sexismus,  Rassismus,  sowie
LGBTIA+-Unterdrückung. Deswegen muss auch  – neben dem Kampf zur
Demokratisierung  der  Gewerkschaften  an  sich  –   darauf  eingegangen
werden. Neben möglichen Quotierungen ist es essentiell, dafür einzustehen,
dass es das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne jede
Bevormundung durch den Apparat  für  gesellschaftlich Unterdrückte gibt.
Darüber hinaus müssen aktiv Mechanismen zum Umgang mit, aber auch zur
Prävention  von  Übergriffen  und  diskriminierendem  Verhalten  erarbeitet
werden  –  denn  bloße  Phrasen  reichen  an  der  Stelle  nicht  aus,  um den
gemeinsamen Kampf zu gewährleisten.

https://www.wir-fahren-zusammen.de/


Für das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne
jede  Bevormundung  durch  den  Apparat  für  gesellschaftlich
Unterdrückte:  Frauen,  Jugendliche,  MigrantInnen,  trans Personen,
Schwule  und  Lesben!  Für  den  aktiven  Kampf  zur  Organisierung
dieser  Gruppen  und  gegen  jede  rassistische,  sexistische  oder
homophobe  Diskriminierung!
Für  das  Recht  aller  politischen  und  sozialen  Gruppierungen  (mit
Ausnahme faschistischer und offen gewerkschaftsfeindlicher), sich in
den Gewerkschaften zu versammeln, zu artikulieren und Fraktionen
zu bilden!

Zusammengefasst bedeutet das, dass wir innerhalb der Gewerkschaften eine
klassenkämpferische Basisbewegung aufbauen müssen, die auch bereit ist,
nicht nur als „linke Bürokrat:innen“ Entscheidungen zu treffen, sondern sich
gegen die Bürokratie selbst richtet. Deswegen ist es auch zentral, dass man
dafür eintritt, dass Streik- und Aktionskomittees in Betrieben, an Unis und
Schulen gebildet werden. Diese helfen nicht nur, Proteste stärker im Alltag
zu verankern, sie sowie weitere Aktionen zu planen, sondern sollten letzten
Endes über die Forderungen des Streiks, die Durchführung dessen und den
Fortgang  der  Bewegung  an  sich  entscheiden,  beispielsweise  indem
Delegierte  gewählt  werden,  die  rechenschaftspflichtig  sowie  wähl-  und
jederzeit  abwählbar  sind  –  anders  als  in  bürokratisierten  Gewerkschaften.

Für  die  Wählbarkeit  und  jederzeitige  Abwählbarkeit  der
Funktionär:innen!  Niemand  darf  mehr  verdienen  als  ein
durchschnittliches  Facharbeiter:innengehalt!

Kämpfe verbinden und zuspitzen!
Kurzum: Auf den ersten Blick sind die Gewerkschaften nicht die liebsten
Bündnispartnerinnen.  Gleichzeitig  können  sie  mächtige  Kampforgane
verkörpern,  um die  eigenen  Ziele  durchzusetzen,  insbesondere  wenn  es
darum geht,  Bewegungen  nicht  nur  anzustoßen,  sondern  zum Erfolg  zu
bringen  und  reale  Verbesserungen  zu  erkämpfen.  Das  ist  jedoch  keine



Zufälligkeit, nichts, was spontan aus dem Moment heraus passiert, sondern
letzten Endes eine Frage der politischen Grundlage. Es ist also an uns, ob wir
d ie  Gewerkscha f ten  in  Ins t rumente  verwande ln ,  d ie  der
Frauenstreikbewegung  dienlich  sind.

Gleichzeitig  wollen  wir  als  Marxist:innen  nicht  dabei  stehen  bleiben,
Bewegungen aufzubauen, sondern glauben, dass Klassenbewusstsein nicht
innerhalb des kapitalistischen Systems verbleiben darf. Ein Kleinkrieg gegen
die Auswirkungen ist nicht ausreichend und wird soziale Unterdrückungen
nicht  beenden.  Stattdessen  muss  gleichzeitig  versucht  werden,  den
Kapitalismus  zu  zerschlagen.  Das  ist  auch  vielen  innerhalb  der
Frauenstreikbewegung  klar.  Wir  treten  deswegen   für  Forderungen  wie
Kollektivierung der Sorge-/Carearbeit, finanziert durch die Enteignung der
Reichen, ein – also solche, die das kapitalistische System an sich infrage
stellen. Unserer Meinung nach kann  mit einem politischen Programm von
Übergangsforderungen  der  Arbeiter:innenklasse  eine  Strategie  und  das
Bewusstsein für die Notwendigkeit einer proletarischen Revolution vermittelt
werden. Also lasst das Motto „Wenn wir streiken, steht die Welt still“ auch
hierzulande wahr werden! Lasst uns unsere Forderungen in die Frauen- und
Bewegung anderer sozial Unterdrückter hineintragen und einen Frauenstreik
organisieren,  der nicht  an Landesgrenzen haltmacht –  mit  dem Ziel,  der
Wurzel  der  Frauenunterdrückung  –  dem  Kapitalismus  –  den  Garaus  zu
machen!

Anhang: Beispielhaft Streiks

Beispiel 1: Der Kampf gegen die Streichung
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 1996
1996  verfolgte  die  Kohl-Regierung  den  Plan,  die  Lohnfortzahlung  im
Krankheitsfall  zu  kürzen.

Im Kampf dagegen nahmen die Beschäftigten der großen Automobilkonzerne
eine Schlüsselrolle ein, indem sie gegenüber den ursprünglichen, zaghaften
und halbherzigen Ansätzen der IG-Metall-Spitze vorpreschten und die Arbeit



niederlegten.  Neben  der  Wut  und  Entschlossenheit  der  Beschäftigten  in
diesen  Betrieben  war  die  Stärke  gewerkschaftsoppositioneller
Betriebsratsgruppierungen  wie  bei  Daimler  Mettingen  oder  im  Bremer
Mercedes-Werk wichtig, um diese Kampfbereitschaft zur Aktion zu bündeln
und  zu  führen.  Massenaktionen  und  wilde  Streiks  brachten  das
Gesetzesvorhaben  schließlich  zu  Fall.

Beispiel 2: Frauenstreik am 8. März 2017 in
Lateinamerika
2017  kam  es  in  Lateinamerikas  zu  länderübergreifenden  Frauenstreiks.
Ursprung dieser Massenbewegung war die 2015 entstandene Kampagne „Ni
una menos“ („Nicht eine weniger“), die sich gegen misogyne Gewalt, für das
Recht  auf  Abtreibung  und  für  Rechte  Indigener  Frauen  einsetzte.  Die
Bewegung entstand in Argentinien und breitete sich in den folgenden Jahren
in Lateinamerika und darüber hinaus aus. Einen Höhepunkt der Bewegung
bildete  der  länderübergreifende  Frauenstreik  2017.  Er  Streik  wies  eine
breite  gesellschaftliche  Beteiligung  von  Akademikerinnen,  Arbeiterinnen,
Studentinnen und Erwerbslosen auf. Dadurch konnte in Argentinien Druck
auf die Gewerkschaften ausgeübt werden, so dass diese die Forderungen der
Frauen übernahmen und zur Arbeitsniederlegung aufgerufen hatten. Aber
auch in Mexiko, Chile und Uruguay gab es unter anderem große Streiks, wo
Frauen  die  Arbeit  niedergelegt  haben.  Dies  zeigt  uns,  wie  eine  breite
Beteiligung Druck auf Gewerkschaften ausüben kann, feministische Themen
und antirassistische  Themen zusammengebracht  werden  können  und  ein
solcher Kampf auch über Ländergrenzen hinweg geführt werden kann.

Beispiel 3: Un Dia Sin Nosotras – Frauenstreik
2020 in Mexiko
Am 8. März 2020 streikten Frauen in Mexiko unter dem Motto „Un Dia Sin
Nosotras“ (Ein Tag ohne uns) aufgrund der steigenden Geschlechtergewalt
und Femi(ni)zide im Land. Frauen und Gewerkschaften riefen dazu auf, ihre
berufliche und häusliche Arbeit an diesem Tag niederzulegen. Neben den
Demonstrationen  und  Kundgebungen,  gab  es  an  dem  Tag  auch



Versammlungen, Veranstaltungen und Diskussionsrunden, bei denen Frauen
Ihre Forderungen äußern konnten, was zu einer Förderung des Bewusstseins
und  der  Solidarität  beigetragen  hat.  Durch  den  Streik  zeigten  die
mexikanischen Frauen die Wichtigkeit ihrer Präsenz und ihrer Arbeit für die
Gesellschaft und, wie sie in Form eines Streiks Druck auf den Staat ausüben
können.

Irland  und  der  Verrat  des
Befreiungskampfes
von Urs Hecker, April 2024

Die  Woche  nach  Ostern  hat  in  Deutschland  eigentlich  keine  größere
Bedeutung.  In  Irland  allerdings  ist  kaum eine  Zeit  im  Jahr  so  politisch
aufgeladen wie die Osterwoche, kein Wunder, denn der Osteraufstand 1916
und  die  auf  ihn  folgenden  Kriege  sind  wahrscheinlich  die  prägenden
Momente der modernen irischen Geschichte.

In diesem Text wollen wir uns mit dem Ablauf dieser auseinandersetzen,
nicht (nur) aus reinem historischen Interesse, sondern weil wir der Meinung
sind dass gerade aus dem irischen Befreiungskampf viele wichtige Lehren für
den antiimperialistischen Kampf heute gewonnen werden können.

Historische Situation vor dem Osteraufstand
Irland  hat  eine  lange  Geschichte  von  Besatzung,  Unterdrückung  und
Kolonialisierung.  Aber  auch  des  Widerstands  gegen  diese.  Vor  dem
Osteraufstand war Irland bereits über 700 Jahre durch England besetzt. In
ganz Irland siedelte sich ein englisch/normannischer Landadel an, der so gut
wie alles Land besaß und es in seinem Interesse regierte. Da die Ir:innen ihre
Ausbeutung und Unterdrückung jedoch nicht einfach hinnahmen kam es in

https://onesolutionrevolution.de/irland-und-der-verrat-des-befreiungskampfes/
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regelmäßigen Abständen zu blutigen Aufständen. Um Irland zu befrieden,
setzte  die  britische  Krone  auf  Siedlungskolonialismus  (sog.  Plantations).
Erfolgreich  war  dabei  jedoch  nur  die  Plantation  of  Ulster.  Im  heutigen
Nordirland wurden die lokalen Clans enteignet und vertrieben, auf ihrem
Land wurden schottische Siedler:innen angesiedelt. Diese waren besonders
treu  zur  Krone  und  hatten  anders  als  die  katholischen  Ir:innen
protestantischen  Glauben.  Während  die  Mehrheit  der  Schott:innen  auch
katholisch war und Irland näher stand als England, waren die sog. Ulster
Scots zum Protestantismus konvertiert  in der Hoffnung so ihre nationale
Unterdrückung  in  Folge  des  gescheiterteten  Jakobitenaufstands  zu
überwinden,  der  zur  gewaltsamen Vertreibung der  Schott:innen aus  den
Highlands und Zerschlagung der schottischen Kultur geführt hatte. Dieser
Versuch gelang: Aus Unterdrückten wurden Unterdrücker im Dienst ihrer
vormaligen Schlächter.

Als  der  aufsteigende  Kapitalismus  nationalistisches  Bewusstsein  in  ganz
Europa verbreitete häuften sich die Aufstände, seit 1798 gab es ungefähr
einen pro Generation.  Neben der Aufstände war das 19. Jahrhundert aber
vor allem durch Hungersnot, Genozid und Emigration geprägt. Die große
Hungersnot konnte nur entstehen da die Ir:innen, welche nur wenig Land
hatten,  Kartoffeln  anbauen  mussten  um sich  zu  versorgen.  Die  größten
Landflächen  wurden  zum  Export  von  Weizen  genutzt.  Die  britische
Regierung stoppte diese Exporte selbst dann nicht, als Millionen von Ir:innen
den Hungertod starben.  Auch heute ist die Bevölkerung Irlands immer noch
kleiner als vor der Hungersnot.

Die fehlgeschlagenen Aufstände führten dazu, dass sich ein auf Reformen
gestütztes Bewusstsein durchsetzte: Die sog. „Home-Rule“ Bewegung. Ihr
Ziel war es dass Irland einige Zugeständnisse aus London erhielt und die
irische Bourgeoise ihr eigenes Parlament in Dublin gründen könne. Dass dies
alles als Teil  von Großbritannien geschehen müsse wurde nicht in Frage
gestellt.  Die  Protestant:innen  im  Norden  sahen  durch  die  Home  Rule
Bewegung  ihr  Privilegien  bedroht  und  gründeten  als  erstes  bewaffnete
Organisationen  um diese  zur  verteidigen.  Ihre  Massenbasis  bestand  aus
Kleinbürger:innen  und  der  Arbeiter:innenaristrokratie  des  Nordens.  Als



Antwort  darauf  und  aus  Selbstverteidigung  gründeten  irische
Nationalist:innen  selbst  bewaffnete  Milizen,  die  Irish-Volunteers.  Die
Mehrheit dieser und vor allem ihre Führung gehörten der reformistischen
Home-Rule Bewegung an. Es war also kein Zufall als sich zum Ausbruch des
ersten  Weltkriegs  die  Irish  Volunteers  freiwillig  für  die  britische  Armee
meldeten. Die Führung erhoffte sich so Londons „guten Willen“ zu verdienen.

Irischer Republikanismus
Eine Minderheit der irischen Nationalist:innen war allerdings radikaler. Der
sog. Irische Nationalismus setzte sich aus Radikalliberalen, Sozialist:innen
und anderen fortschrittlicheren Nationalist:innen zusammen. Ihr Ziel  war
eine  gesamt  irische  Republik  unabhännig  von  Großbritannien.  Folglich
lehnten sie auch den Beitritt  in die britische Armee scharf  ab.  Während
einigen Republikaner:innen eine sozialistische Republik vorschwärmte, war
die Mehrheit  klar für einen bürgerlichen Staat,  welcher ein paar soziale
Reformen mittragen sollte.
Organisiert waren die Republikaner:innen in der Geheimorganisation Irish
Republican  Brotherhood  (IRB),  der  Partei  Sinn  Fein  und  in  der
Frauenorganisation  Cumann  na  mBan.

Osteraufstand und Befreiungskampf der IRA
Nach 2 Jahren Weltkrieg entschied die IRB, dass der Zeitpunkt zum Aufstand
gekommen war. Am Ostermontag 1916 besetzten sie mit kleineren Gruppen
von  Irish  Volunteers  prestigeträchtige  und  militärstrategisch  wichtige
Gebäude in Dublin. Im Hauptpostamt wurde die irische Republik proklamiert
und die Anführer der IRB erklärten sich zur provisorischen Regierung dieser.
Diese neue Republik stellte im Sinne der Proklamation einen fortschrittlichen
bürgerlichen Staat dar.  Das Wahlrecht für Frauen wurde betont und die
Freiheit aller Religionsgemeinschaften, ein proletarischer Standpunkt fehlte
allerdings. Dennoch waren Sozialist:innen am Osteraufstand beteiligt. Allen
Voran:  James  Connolly  ein  ehemaliger  Gewerkschafter  aus  Schottland
welcher  Teil  der  provisorischen  Regierung  wurde.  
Die  britische  Regierung  reagierte  erbarmungslos  auf  den  Aufstand.  Die



Armee marschierte in Dublin ein und für den Rest der Osterwoche herrschte
Krieg in der Stadt. Als die britische Armee durch Artilleriebeschuss begann
die Stadt zu zerstören und die Situation der aufständischen ausweglos schien
ergaben sich diese. Ihre Hoffnung, dass sich der Aufstand auf die breite
Bevölkerung ausbreiten würde hatte sich zunächst nicht erfüllt.  
Bis auf Eamon de Valera, welcher amerikanische Staatsbürgerschaft besaß
wurden  alle  Unterzeichner  der  Proklamation  zu  Tode  verurteilt  und
hingerichtet.

Durch  unermüdliche  Propagandaarbeit ,  al len  voran  von  der
Frauenorganisation  Cumann  na  mBan,  wendete  sich  aber  nun  das
Bewusstsein in Irland. Immer mehr Menschen wandten sich von der Home
Rule ab und unterstützen den Unabhängigkeitskampf. Dies zeigte sich auch
bei den Wahlen zum britischen Unterhaus  im Dezember 1918. 76 der 106
irischen Sitze wurden von der republikanischen Partei Sinn Fein gewonnen,
der  Republikanismus  war  zur  Mehrheitsideologie  geworden.  Die
Abgeordneten von Sinn Fein erkannten das britische Parlament nicht an, im
Januar 1919 gründeten sie ein irisches Parlament (Dail) und erklärten die
Unabhängigkeit.  Großbritannien  erkannte  diese  nicht  an  und  der
Befreiungskrieg  brach  aus.  Die  Irish  Volunteers  wurden  umformiert  zur
irisch-republikanischen-Armee (IRA) welche offiziell dem Dail unterstand. Die
IRA  führte  von  nun  an  einen  Guerillakrieg  für  die  Befreiung  Irlands.
Großbritannien regierte mit Terror und Mord und ließ ehemalige Soldaten
des  ersten  Weltkriegs  als  paramilitärische  Todesschwadronen  auf  die
Zivilbevölkerung  los.

Vertrag und Verrat
Es entsteht eine Patt-Situation, die Besatzungsmacht kann die Guerillas nicht
besiegen, diese können aber auch nicht eigenmächtig die Besatzungsmacht
vertreiben.
Deswegen schlägt die britische Regierung 1921 einen Friedensvertrag vor.
Irland soll ein „Freistaat“ werden der weiter der britischen Krone untersteht,
aber  hohe  Autonomie  besitzt.  Der  Norden  Irlands  soll  nicht  Teil  des
Freistaats werden.



Letztendlich werden durch den Vertrag alle Ziele des Osteraufstands und des
republikanischen  Kampfes  verraten.  Es  wir  keine  unabhängige  irische
Republik geben, der Norden bleibt direkt von Großbritannien kontrolliert, in
ihm  wird  sich  die  Unterdrückung  der  Ir:innen  sogar  verschärfen.  Die
Situation der irischen Arbeiter:innen und armen Bäuer:innen verbessert sich
kaum.

Verständlicher und richtiger Weise reagiert die republikanische Basis den
Vertrag empört ab. Für die irischen Massen gab es nichts zu gewinnen. In
einer  parteiinternen  Abstimmung  stimmt  die  Mehrheit  der  Sinn  Fein
Mitglieder  gegen  den  Vertrag.  
Aber der Dail,  das irische Parlament lässt sich davon nicht aufhalten. Er
stimmt  dem  Vertrag  zu,  der  Verrat  der  irischen  Bourgeoisie  am
Befreiungskampf ist perfekt. Sie wählt vermeintliche  Autonomie über dem
Kampf für echte Unabhängigkeit.

Bürgerkrieg und Konterrevolution
Die  Basis  rebel l iert  gegen  den  Verrat .  Der  l inke  Flügel  der
Republikaner:innen  und  der  große  Teil  der  IRA  lehnen  sich  gegen  das
Parlament auf. Es bricht ein Bürgerkrieg aus. 
Der neu entstandene Freistaat wird dabei  von Großbritannien militärisch
unterstützt.   Dadurch  gelingt  es  ihm  die  IRA  zurückzudrängen  und
letztendlich  zu  besiegen.  Viele  republikanische  Anführerinnen  werden  in
dieser Zeit von ihren ehemaligen Mitstreitern ermordet.
Nach der Niederlage der IRA geben auch die meisten Republikaner:innen die
Republik  auf  und akzeptieren  den Freistaat.  Nur  eine  kleine  Minderheit
verbleibt  in  Sinn  Fein,  die  sich  weiterhin  weigert  die  Legitimität  des
Freistaats anzuerkennen.
Der Sieg des Freistaats war faktisch der Sieg der Konterrevolution.
Die  Ir:innen  wurden  demobilisiert  und  die  Unterordnung  unter  den
Imperialismus wurde akzeptiert. Der Freistaat selbst wurde zu einem der
rückständigsten und reaktionärsten Staaten in Europa. Republikaner:innen
wurden verfolgt und jedes fortschrittliche Bewusstsein wurde an den Rand
gedrängt. Es entstand eine erzkatholische Hegemonie, die sehr sexistisch



war  und  in  den  Ir:innen  selbst  reaktionäres  Bewusstsein  festigte.  Der
Freistaat  war  entsprechend  auch  sehr  arbeiter:innenfeindlich  und
kooperierte  im  Norden  zusammen  mit  Großbritannien  gegen  die
Republikaner:innen.
Jedes Ziel des Befreiungskampfes wurde verraten Irland blieb politisch und
wirtschaftliche vom Imperialismus abhängig.

Fazit
Aber worin lagen die Gründe des Verrats und der Niederlage und welche
Lehren können wir heute für den antiimperialistischen Kampf daraus ziehen?

Was  auf fä l l t  i s t ,  dass  es  im  damal igen  I r land  ke ine  große
Arbeiter:innenorganisationen  und  -parteien  gab,  die  in  den  nationalen
Befreiungskampf intervenierten. Es gab zwar sehr prominente Sozialist:innen
an der Spitze der republikanischen Bewegung wie James Connolly, aber der
Republikanismus  ist  keine  sozialistische  Strömung  sondern  eine
„fortschrittliche“ bürgerlich nationalistische. Die Sozialist:innen im irischen
Befreiungskampf  gründeten  keine  unabhängigen  Organisationen  für  das
revolutionäre  Proletariat  sondern  ordneten  sich  diesen  „fortschrittlichen“
Teilen der Bourgeoisie unter. Das stellte sich als fataler Fehler heraus. Durch
das Unterordnen unter die Bourgeoisie in der gleichen Partei (Sinn Fein) war
es den Sozialist:innen nicht möglich effektiv gegen den Verrat ebendieser
anzukämpfen und dem Freistaat etwas entgegenzusetzen. Außerdem konnte
es ohne proletarische Organisationen auch keinen Weg zum Aufbau echter
Doppelmacht geben. Das Parlament konnte den Kampf verraten, da es das
einzige Organ mit Regierungsanspruch war und so in der Lage war den
Kampf zu führen. Hätte die Arbeiter:innenklasse eigene Organe, wie Räte,
geschaffen und sich dabei mit dem armen Bäuer:innen gegen die britischen
Landbesitzer:innen  verbündet,  hätte  es  die  Chance  gegeben  den  Kampf
weiter  zu  führen  und  ihn  von  einem  Kampf  für  einen  bürgerlichen
Nationalstaat  in  eine  sozialistische  Revolution  wandeln.  
Nur  so  hätte  Irlands  Unabhängigkeit  verwirklicht  werden  können.  Im
nationalen Befreiungskampf wird die Bourgeosie immer, sobald sie ein für
sich tragbares Ergebnis erzielt hat, den Kampf verraten. Denn sie hat immer



noch kapitalistische Interessen, ihre Existenz beruht immer noch auf der
Ausbeutung der Arbeiter:innen, sie muss sich immer noch dem Weltmarkt
unterwerfen und sie ist in Kolonien und Halbkolonien oft so schwach, dass
sie  ihre  Herrschaft  auf  Kollaboration  mit  den  imperialistischen  Staaten
stützen muss. Nur die Arbeiter:innenklasse ist in der Lage den Kampf gegen
den Imperialismus und für Unabhängigkeit zum Ziel zu führen, indem sie
Imperialismus und Kapitalismus selbst aus dem Weg räumt.

Das  heißt  aber  nicht ,  dass  wir  bürgerl iche  Bewegungen  im
antiimperialistischen Kampf einfach ignorieren können, oder dass wir uns
nicht  mit  ihnen  als  Teil  des  Kampfes  solidarisch  zeigen.  Oft  haben  sie
nämlich noch die organisatorische und ideologische Führung dieser Kämpfe
inne. Würden wir sie einfach ignorieren und uns komplett abspalten, könnten
wir kaum Zugang zu den Massen der Arbeiter:innen und armen Bäuer:innen
erhalten. Wir würden ihnen so erst Recht die Führung im Kampf überlassen.
Um  den  Befreiungskampf  also  zum  Sieg  zu  führen,  müssen  wir  eine
antiimperialistische Einheitsfront bei organisatorischer Unabhängigkeit mit
den bürgerlichen, antiimperialistischen Kräften bilden. Das ist jedoch nicht
mit  einer  Volksfront  zu  verwechseln,  welche  die  Interessen  der
Arbeiter:innen denen der Bourgeiosie unterordnet. Gleichzeitig bezieht sich
die antiimperialistische Einheitsfront auf konkrete gemeinsame Aktionen und
spezifische  Abkommen,  die  den  Kampf  gegen  den  Imperialismus
vorantreiben.  Nur  so  können  wir  die  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten
davon überzeugen, dass die revolutionäre Arbeiter:innenklasse die einzige
Kraft ist, die ihre vollständige Befreiung verwirklichen kann.
können wir die Ausgebeuteten und Unterdrückten davon überzeugen, dass
die  revolutionäre  Arbiter:innenklasse  die  einzige  Kraft  ist,  die  ihre
vollständige  Befreiung.



Frühlingsbeginn in Jordanien?
von Jona Everdeen, April 2024, zuerst veröffentlicht in der Infomail 1250 der
Gruppe Arbeiter:innemacht

Die meisten von uns freuen sich vermutlich gerade sehr, dass der Frühling
wieder  kommt  und  Sonnenschein  und  wärmere  Temperaturen  mit  sich
bringt. Doch kann es sein, dass die Freude bald noch viel größer ausfällt,
wenn  auch  der  Arabische  Frühling  zurückkehrt  und  revolutionäre
Erhebungen  und  internationale  Solidarität  mit  sich  bringt?  Die
Massenproteste, die gerade in Jordanien gegen die de facto Unterstützung
Israels durch die Haschimitenmonarchie stattfinden, könnten zumindest zum
Auslöser eines solches Prozesses werden.

Die Lage in Jordanien
Während die Lage im Land zwischen Jordan und Mittelmeer, in Palästina,
noch immer in vielen Medien Thema ist und sich auch in den westlichen
Metropolen zahlreiche Menschen mit den Palästinenser:innen solidarisieren,
die noch immer unter Israels genozidalem Krieg leiden, erfährt man kaum
etwas  über  das  Land  östlich  des  Jordans.  Dabei  könnten  die  aktuellen
Ereignisse in Jordanien für die Lage in Palästina und der ganzen Region eine
große Bedeutung gewinnen.

Seit etwas mehr als einer Woche demonstrieren in unmittelbarer Nähe zur
israelischen Botschaft,  einer von wenigen überhaupt in einem arabischen
Land,  täglich zigtausende Jordanier:innen in Amman, der Hauptstadt  des
Landes. Ihre Forderungen: die Schließung der Botschaft und das Ende der
Kooperation  der  herrschenden  Regierung  um  den  Haschimitenkönig
Abdullah  II.  bin  al-Hussein  mit  Israel.  Konkret  fordern  sie  auch  die
Aufhebung des Friedensvertrags zwischen Israel und Jordanien, der 1994
geschlossen wurde und die Beziehungen normalisierte.

Diese Proteste sind nicht die ersten im von König Abdullah II. bonapartistisch
regierten Jordanien, so war dieses bereits ein Nebenschauplatz des (ersten)
Arabischen Frühlings. Massive Proteste zwangen den König, einige Reformen
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zuzugestehen, was damals die Lage beruhigen konnte. Im vergangenen Jahr
gab es jedoch erneut große Proteste in Jordanien, die sich, wie bereits die
des  Arabischen Frühlings,  gegen die  Folgen der  Krise  richteten,  die  die
Jordanier:innen hart trafen.

Wie in fast allen arabischen Ländern gab es auch hier in den ersten Wochen
des Krieges riesige Solidaritätsdemonstrationen mit den Menschen in Gaza.
Allerdings  litten  auch  diese  unter  demselben  Problem  wie  in  anderen
Ländern,  indem  sie  sich  zu  großen  Teilen  nicht  gegen  die  eigenen
Regierungen richteten, die, mal mehr, mal weniger versteckt, mit Israel und
dessen Verbündeten kooperieren.

Heute sieht das anders aus. Doch nicht nur richten sich die Demonstrationen
jetzt  in  Amman gegen die  Politik  der  Regierung,  auch scheinen sie  gut
organisiert zu sein. So bilden gezielt Ärzt:innen und Anwält:innen die ersten
Reihen in der Hoffnung, die Demos so vor Gewalt durch Repressionskräfte zu
schützen. Diese antworten nämlich mit Härte. In den letzten Tagen kam es zu
zahlreichen  Verhaftungen  von  Demonstrierenden.  Doch  gelang  es  auch
immer wieder, die Polizei zurückzudrängen. Auch sieht es nicht so aus, als
würden sich  die  Proteste  schnell  beruhigen,  sondern eher,  als  hätte  die
Bewegung gerade erst begonnen. Doch wer sind überhaupt die Haschimiten,
die in Jordanien die Politik bestimmen? Und in welchem Verhältnis stehen sie
zu Israel und der Besetzung und Unterdrückung Palästinas?

Die Haschimiten, Palästina und Israel
Jordanien und Palästina teilen sich nicht nur einen Fluss, sondern auch eine
lange, gemeinsame Geschichte. Die Haschimiten spielten in dieser jedoch nie
eine  rühmliche  Rolle.  So  erlangten  sie  die  Macht  über  das  Gebiet
Transjordanien, nachdem sie eine zentrale Rolle in der arabischen Revolte
gegen  das  Osmanische  Reich  gespielt  hatten,  welche  Britannien  nutzen
konnte,  um  die  mit  Deutschland  verbündete  Regionalmacht  im  Ersten
Weltkrieg zu besiegen. Anders jedoch als versprochen, wurde das „befreite“
arabische Gebiet nicht unabhängig,  sondern in ein französisches und ein
britisches Mandatsgebiet aufgeteilt,  letztendlich nur ein anderes Wort für
Kolonie. So wurde auch Jordanien nicht unabhängig, sondern lediglich zu



einem Emirat der Haschimiten, die die Oberhoheit Britanniens anerkannten.
Nach der Unabhängigkeit 1946 als Königreich intervenierte Jordanien zwar
in  den  Krieg  gegen  das  neu  gegründete  Israel,  das  gerade  die  Nakba
begonnen hatte, allerdings eher aus Machtinteresse denn aus internationaler
Solidarität.  So  verleibten  sich  die  Haschimiten  nach  dem  Krieg,  unter
Verurteilung  anderer  arabischer  Staaten,  die  Westbank  als  eigenes
Territorium  ein.  Im  Angriffskrieg  Israels  gegen  seine  Nachbarn
(Sechstagekrieg) im Jahr 1967 verlor Jordanien zwar die Westbank, seine
verräterische Rolle jedoch nicht. In das Land waren nach Beginn der Nakba
und  im  Zuge  des  Sechstagekriegs  hunderttausende  Palästinenser:innen
geflohen, die einen signifikanten Teil  der Bevölkerung stellten. So wurde
Jordanien zum Schwerpunkt der PLO, die von hier aus den palästinensischen
Befreiungskampf zu organisieren versuchte. Der Haschimitenkönig Hussein
I. sah in der nationalistischen PLO eine Gefahr für seine Macht und führte
einen  brutalen  Bürgerkrieg  gegen  die  Palästinenser:innen  (Schwarzer
September  1970).  1994  dann  unterzeichnete  Jordanien  mit  Israel  einen
Friedensvertrag, der die Beziehungen der beiden Länder normalisierte und
die israelische Herrschaft über Palästina anerkannte. Jordanien wurde zum
engsten  Verbündeten  Israels  in  der  Region.  Das  Haschimitenkönigshaus
pflegt  ebenfalls  enge  Beziehungen  mit  den  USA.  So  unterhält  der  US-
Imperialismus wichtige Militärbasen in  Jordanien,  die  für  seine Kontrolle
über den Nahen Osten zentral sind.

Doch während das bonapartistische Haschimitenregime, aus Gründen seines
Machterhalts, mit den Feind:innen der arabischen Völker klüngelt, sind die
jordanischen Menschen mit Palästina solidarisch, nicht zuletzt auch deshalb,
weil so viele wie in keinem anderen Land selber ihre Wurzeln in Palästina
haben,  ihre  Großeltern  während der  Nakba  vertrieben  wurden  und  ihre
Familienangehörigen heute in Gaza bombardiert oder in der Westbank von
Siedler:innen angegriffen werden.

Die Haschimiten haben bisher alles getan zu verhindern, dass die Menschen
östlich  des  Jordans  ihre  Geschwister  westlich  des  Flusses  in  ihrem
Befreiungskampf  unterstützen,  haben  s ich  akt iv  mit  deren
Unterdrücker:innen  zusammengetan,  um  ihre  Macht  zu  erhalten  und



auszubauen.  Jetzt  ist  es  an  der  Zeit,  die  Macht  dieses  korrupten  Clans
endlich zu brechen!

Nur der Frühling kann den Winter beenden
Wenn die Proteste in Jordanien siegen, die mit westlichem Imperialismus und
Zionismus kooperierende Bourgeoisie absetzen wollen, muss die Bewegung
Organisationen  der  Gegenmacht  aufbauen,  sich  anders  als  die
Massenproteste des Arabischen Frühlings in den Betrieben und Stadtteilen,
an  den  Schulen,  Universitäten  organisieren.  Die  in  Jordanien  durchaus
relevante  Gewerkschaftsbewegung  kann  hier  die  entscheidende  Rolle
spielen, denn nur eine massive Mobilisierung der Arbeiter:innenklasse ist in
der Lage, einen dauerhaften Sieg des Volkes gegen seine Unterdrücker:innen
zu erringen! Dabei könnte diese Bewegung zwei Fliegen mit einer Klappe
schlagen:  endlich  zu  einer  Politik  der  internationalen  Solidarität  und
Unterstützung der Palästinenser:innen aus Jordanien führen und auch die
Folgen der kapitalistischen Krise für die Bevölkerung reduzieren und deren
Lebensbedingungen  mittels  einer  gezielten  Planung  der  wirtschaftlichen
Produktion verbessern. Dabei spielen die Gewerkschaften zwar ein wichtige
Rolle, aber im Kampf ist es vor allem Zentral,  eine politische Kraft,  eine
Revolutionäre Arbeiter:innenpartei  aufzubauen,  die  den Kampf  gegen die
Dynastie mit dem Kampf für eine sozialistische Revolution verbindet.

Doch  kann  dies  nicht  isoliert  geschehen,  eine  kleine  jordanische
Arbeiter:innenrepublik wäre kaum lebensfähig, sondern nur als Teil  einer
erneuten  revolutionären  Massenbewegung  im  Nahen  Osten  und  darüber
hinaus  –  letztlich  in  einer  Föderation  sozialistischer  Staaten  des  Nahen
Ostens.

Während Jordanien vielleicht das extremste Beispiel für Kooperation eines
arabischen  Landes  mit  Israel  verkörpert,  ist  es  nicht  das  einzige.  Auch
Ägypten  hat  seine  Beziehungen  mit  Israel  im  späten  20.  Jahrhundert
normalisiert und trägt die Unterdrückung der Palästinenser:innen faktisch
mit. Doch auch Regierungen, die Solidarität mit Palästina vorgeben, tun dies
in  der  Regel  nur,  um  ihre  Bevölkerung  ruhigzustellen.  Von  praktischer
Solidarität sieht man wenig. De facto haben sich alle Staaten des Nahen



Ostens mit der Existenz des israelischen Staates in seiner derzeitigen Form
abgefunden, das heißt mit Apartheid und Besatzung, und akzeptieren auch
den  genozidalen  Krieg  in  Gaza  größtenteils,  bei  lediglich  symbolischer
Verurteilung. Schließlich will man es sich ja auch nicht mit Israels westlichen
Verbündeten verderben. Denn die bonapartistischen Regierungen der Region
sind  vom  Wohlvollen  imperialistischer  Mächte  abhängig,  deren
Vormachtstellung  sie  stützen,  und  von  denen  sie,  im  Gegenzug  für  die
Durchsetzung der Ausbeutung der eigenen proletarischen Massen und die
Plünderung ihrer Ressourcen durch internationale Konzerne, eine Teil der
Beute erhalten.

Für eine sozialistische Föderation des Nahen
Ostens!
Diese Unterdrückung beenden können die Ausgebeuteten und Unterdrückten
im Nahen Osten, auf der arabischen Halbinsel und in Nordafrika sowie in
jeder Region der Welt nur, indem sie ihre eigenen Regierungen stürzen und
Regierungen der Arbeiter:innen und Kleinbäuer:innen errichten, die in Räten
die  Kontrolle  über  Politik  und  Wirtschaft  übernehmen.  Um  gegen
Imperialismus und von diesem unterstützte Konterrevolution gewappnet zu
sein,  müssen  sich  diese  zu  einer  sozialistischen  Förderation
zusammenschließen und gemeinsame Wirtschaftsplanung und Verteidigung
in Form von Arbeiter:innen- und Bäuer:innenmilizen etablieren. So kann ein
zweiter  Arabischer  Frühling  die  Macht  des  Imperialismus  in  der  Region
brechen und zur Inspiration für Unterdrückte auf der ganzen Welt werden.
Die derzeitigen Massenproteste in Jordanien haben zumindest das Potential,
eine solche Dynamik anzustoßen.



Gegen Diskriminierung kämpfen
heisst Gegenmacht aufbauen!
von Dilara Lorin, März 2023

Als  Jugendliche  sind  wir  gezwungen,  uns  tagein  tagaus  in  der  Schule
aufzuhalten. Doch obwohl wir einen Großteil unserer aktuellen Lebenszeit
dort  verbringen und zahlenmäßig  die  größte  Gruppe sind,  die  sich  dort
aufhält, haben wir kaum Rechte zu bestimmen, wie unsere Schule aussieht
und was dort passiert. Lerninhalte, Pausenzeiten, Essen, die Gestaltung des
Schulgebäudes  …  –  alles  wird  jenseits  unserer  Kontrolle  von  anderen
bestimmt. Dass das eine große Scheiße ist, merken wir gerade jetzt, wo der
gesellschaftliche Rechtsruck und die Krise des Kapitalismus dafür sorgen,
dass sich unsere Lernbedingungen durch Sozialkürzungen, Krieg, Sexismus
und  Rassismus  stetig  weiter  verschlechtern.  Doch  wir  werden  den
transfeindlichen Spruch eines Lehrers nicht widerstandslos hinnehmen und
auch nicht schweigend zusehen, wenn unsere Mitschüler:innen aufgrund von
Rassismus gezwungen werden, ihre Kuffiyas nicht mehr zu tragen. Unsere
individuelle Empörung braucht einen Ort, an dem sie gebündelt und in einen
kollektiven  Kampf  dagegen  übersetzt  werden  kann.  Lasst  uns  deshalb
gemeinsam Antidiskriminierungsstellen  in  den  Schulen  erkämpfen  –  eine
selbstverwaltete Stelle, in der Schüler:innen und Schulbeschäftigte anonym
über diskriminierendes Verhalten und Situationen berichten und gemeinsam
dagegen vorgehen können.

Was bedeutet Gegenmacht?
Gegenmacht bedeutet  im Allgemeinen,  eine demokratische und kollektive
Macht durch Organisationen und Strukturen aufzubauen, die parallel  zur
autoritären und herrschenden Macht von Staaten und Regierungen existiert.
Dabei ist die von Revolutionär:innen aufgebaute Gegenmacht jene, die von
der Arbeiter:innenklasse, der Bauernschaft und den Unterdrückten gebildet
wird.  Ihr  Ziel  ist  es,  die  Macht  der  Herrschenden  für  ihren  Sturz
herauszufordern und im Kern schon die Perspektive für eine demokratischere
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und freiere Gesellschaft  darzustellen.  Das bedeutet,  dass die Organe der
Gegenmacht  politische  Fragen  gemeinsam  entscheiden  und  verfolgen
müssen.  Sie  müssen  eine  Einheit  der  Interessen  der  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten  wiederspiegeln  und  der  vereinzelnden  Macht  der
Herrschenden  ihre  kollektive  Stärke  entgegensetzen.  Solche
Gegenmachtorgane  haben  aber  auch  im  Kleinen  die  Aufgabe,  eine
Alternative zu bestehenden Strukturen und Herrschaftsformen darzustellen.

Das Prinzips des Aufbaus von Gegenmacht stammt historisch von den Räten
oder  Sowjets.  Ein  bekanntes  Beispiel  sind  die  russischen  Sowjets  von
1905-1917,  welche  die  Keimzellen  der  sozialistischen  Oktoberrevolution
waren.  Die  Bolschewiki  betrachteten  den  Sowjet  als  den  besten  und
direktesten  organisatorischen  Ausdruck  der  Macht  des  Proletariats  und
seiner Verbündeten. Der Sowjet war ein Rat, der alle ausgebeuteten und
unterdrückten Gruppen repräsentierte  und auf  dem Prinzip  der  direkten
Wahl, ständiger Abwählbarkeit und Abschaffung bürokratischer Privilegien
beruhte.  Er  bildete  die  bestmögliche  Grundlage  für  die  Diktatur  des
Proletariats – für den demokratischen Rätestaat. Im Kampf um die Macht ist
der Rat das Werkzeug, um alle gegen den Kapitalismus kämpfenden Kräfte
zu  vereinen  und  dem  parlamentarischen  System  der  bürgerlichen
Klassenherrschaft  die  proletarische  Macht  der  demokratischen  Räte
entgegenzustellen. Die Räte zeichnet ebenfalls aus, dass sie Wirtschaft und
Politik nicht künstlich trennen, wie es im kapitalistischen politischen System
der Fall ist. Hier werden im Parlament nur politische Reglungen und Gesetze
festgelegt  und wird die  Masse der  Menschen der  Anarchie  des  Marktes
unterworfen.  Die  Räte  dagegen  vereinen  politischen  und  ökonomischen
Kampf, denn nur durch das Mittel des Streiks kann die Arbeiter:innenklasse
sich ihrer eigenen Stärke bewusst werden. Auch in Deutschland gab es im
Zuge der Novemberrevolution 1919 eine starke Rätebewegung und sogar
kurzzeitig  eine  Räterepublik,  welche  jedoch  durch  den  Verrat  der  SPD
gemeinsam  mit  kaisertreuen  Kräften  zum  Erhalt  der  kapitalistischen
Ordnung blutig gestürzt wurde. Die Beispiele der russischen Sowjets oder
deutschen  Räte  zeigen  auch,  dass  bürgerliche  Macht  und  proletarische
Gegenmacht in sogenannten „Doppelmachtsituationen“ nie beide über einen
längeren Zeitraum parallel existieren können, sondern sich das herrschende



Kräfteverhältnis immer zu Gunsten des Einen oder des Anderen auflösen
muss.

Wichtig  ist  dabei  zu  verstehen,  dass  der  Aufbau  von  Gegenmacht  kein
Selbstzweck ist. Er ist eingebettet in den Kampf für die Zerschlagung des
Kapitalismus und den Aufbau einer befreiten Gesellschaft. Dafür braucht es
ein revolutionäres Programm, für das auch in den Räten gekämpft werden
muss.  Denn  nur  weil  diese  demokratischer  sind  als  das  bürgerliche
Parlament  bedeutet  das  nicht,  dass  sie  automatisch  die  richtigen
Entscheidungen treffen. So haben die Bolschewiki vorerst eine Minderheit in
den  Sowjets  dargestellt,  sodass  viele  Sowjets  lange  auch  eine  nicht-
revolutionäre Linie vertreten haben. Erst durch ihr unermüdliches Eintreten
für ihr revolutionäres Programm ist es ihnen gelungen, die Sowjets in eine
siegreiche sozialistische Revolution zu führen.

Was hat das mit Antidiskriminierungsstellen
zu tun?
Das  Prinzip  des  Aufbaus  von  Gegenmacht  wurde  in  der  Geschichte  der
Arbeiter:innenbewegung nicht nur den in revolutionären Räten angewendet,
sondern auch auf kleineren Ebenen: in den Schulen, Unis und Betrieben. Für
uns bedeutet das, den Kampf um Antidiskriminierungsstellen als Kampf um
Gegenmacht in den Schulen zu verstehen. Deshalb ist es wichtig zu betonen,
dass solche Stellen unabhängig von Staat, Schulaufsicht und Schulleitung
sein müssen, denn diese sind es, die in Zeiten von Druck und Krisen jede
erkämpfte Chance wieder zurücknehmen würden. Fortschrittliche Reformen,
die  in  Schulen  umgesetzt  werden,  können  vom  Staat  also  auch  wieder
zurückgenommen  werden,  wenn  sich  Regierungen  und  damit
zusammenhängend auch Kräfteverhältnisse ändern.  Ein aktuelles  Beispiel
hierfür  ist  das  Genderverbot  in  Sachsen,  Sachsen-Anhalt,  Bayern  und
Schleswig-Holstein, das zwischen Juli 2023 und März 2024 in den Schulen
eingeführt  wurde.  Lehrpersonen  ist  es  damit  untersagt  ihre  Sprache  zu
gendern.  Vorsichtige  Versuche  ein  kleines  bisschen  Antisexismus  in  der
Schule zu etablieren,  will  der Staat  rigide zerschlagen.  Im Kampf gegen
Diskriminierung  können  wir  uns  also  nicht  auf  den  Staat  und  seine



Institutionen verlassen.  Wenn fortschrittliche Reformen erkämpft  werden,
dürfen diese also nicht aus der Hand gegeben werden, sondern wir müssen
auch um ihre Kontrolle kämpfen. Der Kampf um die Kontrolle geht einher mit
dem  Kampf  um  die  Durchsetzungsfähigkeit.  Unser  Kampf  für
Antidiskriminierungsstellen  muss  also  mit  den  Forderungen  nach
Unabhängigkeit  von  der  Schulleitung  und  den  nötigen  Mitteln,  um
beschlossene  Maßnahmen  auch  im  Schulalltag  umsetzen  zu  können,
verbunden  werden.

Klar  ist  aber  auch,  dass  es  unter  den  Jugendlichen  und  Lehrer:innen
unterschiedliche Ansichten darüber gibt, wie Diskriminierung definiert wird,
welche  Konsequenzen  diskriminierendes  Verhalten  haben  sollte  und  wie
damit umgegangen wird. Deshalb muss es auch hier offene Debatten darüber
geben. Historisch hat schon die Oktoberrevolution gezeigt, dass Räte allein
nicht  ausreichen,  weil  auch  superdemokratische  Räte  falsche
Entscheidungen  treffen  können.  Darum  ist  es  die  Aufgabe  von
Revolutionär:innen  innerhalb  von  Gegenmachtstrukturen,  egal  ob  in  der
Schule oder im Betrieb, auch für ein revolutionäres Programm zu kämpfen.
Dies  bedeutet  in  diesem  Fall  konkret  die  Unabhängigkeit  der
Antidiskriminierungsstelle  zu  verteidigen  und  für  eine  materialistische
Analyse von Diskriminierung einzutreten. Dem Definitionsmachtansatz setzt
diese das doppelte-Beweislastausgleichverfahren entgegen.

Wie  kann  die  Praxis  von
Antidiskriminierungsstellen  aussehen?
Ein  Beispiel  für  diskriminierendes  Verhalten  brauchen  wir  hier
wahrscheinlich nicht zu nennen, denn jedem:jeder von uns fällt nach kurzem
Nachdenken sicher eines ein und niemand wird behaupten können: „Meine
Schule ist frei von Sexismus/Rassismus/Querfeindlichkeit etc“. Denn auch die
Schule  befindet  sich  nicht  im  luftleeren  Raum,  sondern  ist  Teil  des
kapitalistischen  Systems,  das  die  Wurzel  aller  Unterdrückungsformen
darstellt. Somit ist es eine Frage des Willens aller von uns, unseren Alltag in
der Schule selbst in die Hand zu nehmen und sich diesen nicht bestimmen zu
lassen.



Im Idealfall gibt es an deiner Schule ein Schulkomitee oder eine linke und
antirassistische  Schulgruppe,  die  die  miserablen  und  diskriminierenden
Zustände an der Schule erkennt und handeln will.  Wenn nicht, lässt sich
diese mit ein paar Gleichsinnten schnell etablieren. Diese Struktur ruft eine
Vol lversammlung  an  deiner  Schule  ein  und  organisiert  s ie.
Vollversammlungen sind schulrechtlich abgesicherte Versammlungen aller
Schüler:innen der Schule und können prinzipiell an jeder Schule stattfinden.
Von  wem  und  in  welchen  Abständen  ist  jedoch  von  Bundesland  zu
Bundesland unterschiedlich geregelt. Bei diesen Vollversammlungen kommt
die  ganze  Schule  zusammen,  was  die  Möglichkeit  bietet,  mit  allen  über
Formen  der  Diskriminierung  zu  diskutieren  und  aufzuklären.  Wenn
entschieden wird, dass man dies nicht mehr einfach so hinnehmen möchte,
sollte es die Möglichkeit  geben,  auf  einberufenen Vollversammlungen als
Schüler:innen  und  Lehrer:innen  für  eine  Antidiskriminierungsstelle  zu
kandidieren. Alle potenziell von Diskriminierung Betroffenen sollten sich zur
Wahl  aufstellen  und  abstimmen  können:  Das  heißt  mit  Ausnahme  der
Schulleitung  al le  Schüler: innen,  Lehrer: innen  und  anderen
Schulbeschäftigten  (Hausmeister,  Mensapersonal,  Reinigungskräfte,
Sekretariar etc.). Gemeinsam können wir entscheiden, wen wir mit welchen
Ansichten für die Arbeit in der Antidiskriminierungsstelle für geeignet halten.
Wichtig ist jedoch, dass die gewählten Personen rechenschaftspflichtig und
jederzeit auch abwählbar sind und der Schule in einem bestimmten Zeitraum
Ber i ch t  e r s ta t t en  müssen .  Dadurch  kann  d i e  Arbe i t  de r
Antidiskriminierungsstelle  kontrolliert  werden  und  es  besteht  die
Mögl ichkei t ,  s ie  neu  zu  wählen  und  zu  besetzen,  wenn  s ie
Fehleinschätzungen oder falsche Entscheidungen trifft. Es ist wichtig, dass
sie Entscheidungen über Fälle trifft und auch klare Konsequenzen für die
Täter:innen  bestimmt,  damit  sie  nicht  zu  einem  reinen  Kummerkasten
verkommt.  Aus  der  Antidiskriminierungsstelle  können  dabei  auch
Entscheidungen getroffen werden, die einen Großteil der Schüler:innen und
Lehrer:innen betreffen kann, ein Beispiel können Präventionsworkshops sein.

Wir  sehen,  die  Antidiskriminierungsstelle  kann  sich  zu  einem  festen
Bestandteil  im  Schulalltag  formieren,  in  welchem  durch  die  Frage  des
Kampfes gegen Diskriminierung und die Frage der Kontrolle darüber auch



die  Macht  von  Schulleitung  und  Staat,  alles  bestimmen  zu  können,
herausgefordert  wird.  Isoliert  kann  der  Kampf  um  demokratische
G e g e n m a c h t  i n  d e r  S c h u l e  j e d o c h  n i c h t  a l l e i n  d u r c h
Antidiskriminierungsstellen gewonnen werden. Er muss eingebettet werden
in  den  Kampf  um  eine  demokratische  Kontrolle  der  Lehrpläne  durch
Schüler:innen und Lehrer:innen sowie die Verwaltung des Schulgebäudes.
Dafür  braucht  es  Schul(streik)komitees,  welche  einen  Pol  bilden  für
Aktivist:innen  in  der  Schule,  um  für  sämtliche  ihrer  Interessen  und
polit ischen  Fragen  im  Schulalltag  zu  kämpfen.  Die  Rolle  der
Schulstreikkomitees  ist  dabei  anleitend  und  intervenierend.  Der  Pol  an
linken, antikapitalistischen Aktivsit:innen muss seine Aufgabe darin sehen,
mi t  e iner  mater ia l i s t i schen  Ana lyse  in  d ie  Debat ten  der
Antidiskriminierungsstelle einzuwirken, ihre Unabhängigkeit zu verteidigen
und diese auf weitere Felder wie die Kontrolle über die Lehrpläne oder das
Schulgebäude auszudehnen. Lasst uns gemeinsam der Fremdbestimmung ein
Ende bereiten und Gegenmacht aufbauen!

Von  Problemvierteln  und
Brennpunktschulen:  Gegen
bürgerliche Klischees!
von Jona Everdeen, März 2024

„Das ist aber eine ganz üble Gegend, in der du wohnst!“ oder „Von der
Schule  hört  man  auch  nur  Schlechtes!“  So  wird  immer  wieder  über
bestimmte Stadtteile  oder Schulen gesprochen.  Und zwar nicht  über die
Parallelgesellschaften der Superreichen, sondern über die Viertel, in denen
wir leben.

Doch woher kommt der Mythos vom „Brennpunkt“, über den es regelmäßig
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BILD-Schlagzeilen gibt?  Und welche Rolle  spielt  die  Stigmatisierung von
Stadtteilen  und  ihren  Bewohner:innen  für  die  bürgerlich-kapitalistische
Gesellschaft?

„Ghetto“ als Stigma
Als  Ghetto,  Problemviertel  oder  Brennpunkt  werden  in  der  Regel  Orte
benannt,  die  unterdurchschnittliche  Sozialindexwerte  aufweisen,  z.B.  ein
geringes  Durchschnittsgehalt  oder  eine  hohe  Arbeitslosigkeit.  Allerdings
muss das Stigma nicht an reale Gegebenheiten gekoppelt sein, bzw. ist keine
unmittelbare Folge davon. Es gibt Orte mit niedrigen Werten, die nicht als
„Problemviertel“ bekannt sind, sowie unauffällige Viertel, die den Ruf eines
„Brennpunkts“ haben.

Entscheidend  dafür  sind  in  erster  Linie  Medienberichte,  von
Dokumentationen bis Reality-TV, über eine vermeintlich hohe Kriminalität
sowie  andere  „katastrophale  Zustände“,  wie  Müll  auf  der  Straße.  Dabei
werden Ursache und Wirkung vertauscht: Wenn im „Ghetto“ Müll auf der
Straße liegt, während es im Reichenviertel sauber ist, dann liegt das in der
Regel an der unterfinanzierten Stadtreinigung, die im Zweifelsfall die Viertel
der Armen zuerst vernachlässigt.

Wenn an Schulen Mülltonnen umgetreten, Wände beschmiert und Scheiben
eingeworfen werden, dann ist das auch keine jugendliche Willkür, sondern
ein fehlgeleiteter Akt des Protests, gerichtet gegen die Orte, die sowieso
schon  dreckig  und  abgenutzt  sind  und  für  die  keine  bessere  Zukunft
vorstellbar scheint.

Häufig werden arme Stadtteile als „riskant“ oder „gefährlich“ dargestellt,
weil  es dort mehr Kriminalität geben soll.  Doch diese Statistiken werden
durch  ungle ich  verte i l te  Po l ize iüberwachung  sowie  auch
Fahrkartenkontrollen  verzerrt.  In  ärmeren  Stadtteilen,  in  denen  die
Menschen dicht an dicht leben und kaum Rückzugsmöglichkeiten haben, ist
Kriminalität einfacher zu entdecken. Doch auch in den reichen Stadtteilen
wird mit Drogen gehandelt – nur dass die Bonzen sich dafür ins Private
zurückziehen können, während arme Menschen dafür keinen anderen Ort



haben als das Gebüsch im Park.

Auch hinter den Zäunen der Stadtvillen schlagen und vergewaltigen Männer
ihre Frauen – nur dass bürgerliche Frauen eher als proletarische Frauen die
finanziellen Mittel haben, um der Situation zu entfliehen. Und ganz generell
findet im bürgerlichen Verständnis Kriminalität ja sowieso nur dort statt, wo
im Supermarkt geklaut wird, und nicht dort, wo Steuerhinterziehung und
Kunstraub auf der Tagesordnung stehen.

Die  realen  Gefahren  der  ärmeren  Stadtteile  werden  in  den  Brennpunkt-
Darstellungen hingegen einfach  ignoriert,  zum Beispiel,  dass  Kinder  aus
armen Familien sehr viel häufiger Opfer von Verkehrsunfällen werden, weil
sie häufiger an großen Straßen mit viel Verkehr leben.

Doch wenn die Faktenlage so dürftig ist, warum schreiben dann Zeitungen
wie die BILD andauernd über angebliche Problemviertel, und welchen Zweck
verfolgen sie damit?

Sozialchauvinismus und Klassenspaltung
Stadtteile, die den Ruf haben, „Elendsviertel“ zu sein, gibt es schon, seit das
Verhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital zum dominanten Widerspruch
der Gesellschaft geworden ist. Bereits damals hatten diese Viertel und ihre
Bewohner:innen einen üblen Ruf.

Bessergestellte Arbeiter:innen bildeten sich etwas darauf ein, nicht ganz so
weit unten zu stehen. Lieber zahlten sie für ähnliche Lebensbedingungen
mehr Miete, wenn es bedeutete, dort nicht leben zu müssen. Hier haben wir
die ideologische Funktion des Geredes vom Brennpunkt: Es soll die Klasse
spalten.

So wird die Grenze gezogen zwischen den „normalen“ Stadtteilen und den
„Problemvierteln“,  welche  negativ  aus  der  Norm  herausstechen.  Die
bürgerliche Klasse versucht, den bessergestellten Teil des Proletariats auf
ihre Seite zu ziehen, als Teil eines „Volkes“ oder eben der „Normalen“. So
sollen sie dazu gebracht werden, ihre Faust nicht nach oben zu richten, wo
ihre Unterdrücker:innen und Ausbeuter:innen in ihren Villen sitzen. Ihre Wut



soll sich stattdessen gegen diejenigen richten, die in schimmligen Altbauten
und sanierungsbedürftigen Platten noch etwas schlechter dastehen als sie
selbst. Diese werden als „Asoziale“ stigmatisiert, die nicht dazu bereit oder in
der Lage wären, sich in die Gesellschaft einzugliedern, sondern in einer nach
bürgerlicher Moral verachtenswerten Parallelgesellschaft leben würden.

Die Wahrheit ist eine andere. Es ist die bürgerliche Klasse, die freiwillig und
beabsichtigt in Parallelgesellschaften lebt, in Villenvierteln wie Blankenese
oder  Grunewald,  abgetrennt  von  der  gesellschaftlichen  Mehrheit  der
Arbeiter:innen,  Armen  und  Mittelständler:innen.

Gegen diese reichen Ausbeuter:innen gilt es, alle Arbeiter:innen und Armen,
ganz gleich ob sie aus Charlottenburg, Pankow, Neukölln oder von sonst wo
kommen,  zu  vereinen.  Der  zentrale  Klassenwiderspruch  zwischen
Produktionsmittelbesitzenden und Lohnabhängigen muss aufgelöst werden,
indem das Privateigentum an Produktionsmitteln abgeschafft und diese unter
Kontrolle der Arbeiter:innen vergesellschaftet werden!

Standortbezogener Rassismus
Auch früher schon war das Stigma des „Elendsviertels“, das genutzt wurde
um  Arbeiter:innen  in  prekarisierte  und  bessergestellte  zu  spalten,  mit
Rassismus aufgeladen. Ein Beispiel dafür ist die Ansiedlung von jüdischen
Geflüchteten,  die  in  Lübeck kein  Aufenthaltsrecht  bekamen,  in  Moisling.
Antisemitische  Arbeitsverbote  und  Gewalt  ließen  die  Gemeinde  vor  den
Stadttoren  der  Hansestadt  zu  einem Zwangsghetto  verarmen,  das  einen
extrem schlechten Ruf hatte.

Heute  wird  gerade  in  der  Debatte  um  Kriminalität  das  Klischee  von
kriminellen Ausländer*innen bedient,  die  sich in  „Ghettos“  aktiv  von der
Mehrheitsgesellschaft abgrenzen und die „Integration“ verweigern würden.

Viel seltener wird darauf hingewiesen, dass gerade Geflüchtete häufig gar
nicht  arbeiten  dürfen,  und  dass  Jugendliche  in  der  Perspektivlosigkeit
versinken, weil sie aufgrund der andauernden kapitalistischen Krise wenig
Aussichten darauf haben, ihre miesen Lebensbedingungen zu verbessern.



Es wird nicht davon gesprochen, dass die Mieten in den Städten so teuer
sind, dass Menschen mit Migrationsgeschichte,  die in mies bezahlte Jobs
gedrängt werden, sich gar keine andere Wohnung leisten können als die in
den heruntergekommenen und günstigeren Vierteln. Denn dann müsste man
ja  zugeben,  dass  Rassismus  und  das  kapitalistische  System,  das  ihn
hervorgebracht  hat,  Schuld  an  den  Missständen  sind.

Deutschen Arbeiter:innen soll suggeriert werden, dass sie mehr mit ihrem
deutschen Boss vereint, als mit ihrem türkischen Kollegen aus Wilhelmsburg.
Die Klassenspaltung des Rassismus bekommt eine räumliche Komponente.

Bildungskrise: Sind die „Assis“ Schuld?
Auch das Gerede von „Brennpunktschulen“ reiht sich in die Stigmatisierung
und Spaltung ein. Zusätzlich soll von der neoliberalen Sparpolitik abgelenkt
werden,  die  zu  Kürzungen  in  der  Bildung  sowie  sämtlichen  sozialen
Bereichen führt. Diese werden demnächst wohl noch verstärkt werden, denn
während die Doktrin der „Schwarzen Null“ weiter Bestand hat, wird eine
Menge zusätzliches Geld für die Aufrüstung der Bundeswehr „benötigt“.

Aber  warum  sollte  man  sich  ernsthaft  Gedanken  machen,  wie  man  die
Bildungskrise mit Investitionen in Lehrmaterial und Mensaessen bekämpfen
kann, wenn man die Schuld auch einfach den Jugendlichen geben kann?

In Springerblättern liest man durchgehend, dass die Jugendlichen aus den
„Assivierteln“  sich  einfach  nicht  benehmen  können.  Mobbing  unter
Schüler:innen  wird  als  Naturzustand  dargestellt,  nicht  als  Folge  von
Konkurrenz-  und  Leistungsdruck,  Zukunftsangst  und  verinnerlichter
Unterdrückung.

Wenn das mit einer rassistischen Komponente gepaart wird, kann man leicht
dem  Glauben  verfallen,  dass  das  Problem  nicht  Lehrkräftemangel  und
marode Gebäude wären, sondern respektlose und faule Jugendliche, die sich
nicht bilden wollen. Daraus wird der Schluss gezogen, dass es einfach mehr
Disziplinierung  und  Drill  bräuchte,  um  den  „Ghettokids“  Manieren
beizubringen.



Anstatt materielle Armut beim Namen zu nennen, wird immer weiter von
„bildungsfernen“ oder „sozial schwachen“ Milieus gesprochen. Es wird als
Tatsache  dargestellt,  dass  als  „Ghettoschulen“  gebrandmarkte
Bildungseinrichtungen  dreckig  sind,  weil  das  eben  dem  „asozialen“
Charakter  der  Schüler:innen  entspräche  –  irgendetwas  an  den
Lernbedingungen in Billstedt verbessern zu wollen, wäre also völlig sinnlos.

Der Begriff „asozial“ ist dabei kein lustiges Klischee, sondern steht eng in
Verbindung  mit  dem  Hitlerfaschismus  und  der  sogenannten  „Aktion
Arbeitsscheu  Reich“,  bei  der  20.000  Menschen,  darunter  z.B.  Süchtige,
Bettler*innen  und  Prostituierte  unter  dem  „Schwarzen  Winkel“  in
Konzentrationslager  deportiert  wurden.  Die  Vorstellung,  dass  das  Elend
einiger Menschen „genetisch programmiert“ wäre, ist keine neue, dafür aber
eine sehr gefährliche.

Für  solidarische  und  selbstorganisierte
Stadtteile!
So wie die Arbeiter:innen, die sich gemeinsam gegen ihre Bosse organisieren
müssen,  müssen  auch  wir  zusammenstehen,  gegen  den  Versuch  der
bürgerlichen Propaganda, uns bereits in der Jugend zu spalten. Wir müssen
als Jugendliche vereint stehen und die Hetze gegen bestimmte Schulen und
ihre  Schüler:innen  energisch  zurückweisen.  Stattdessen  müssen  wir  uns
schul-  und  stadtteilübergreifend  organisieren.  Wir  müssen  für  gerechte
Bildung für alle kämpfen, anstelle von Investitionen in die Kriegstüchtigkeit
der  imperialistischen  BRD.  Für  die  Kontrolle  der  Schüler:innen  und
Lehrer:innen  über  die  Lehrpläne!

Um dafür zu sorgen, dass es keine benachteiligten Stadtteile mehr gibt und
dass wir als Arbeiter:innen und Jugendliche gut in unseren Vierteln leben
können,  ist  es  nötig,  dass  wir  die  Infrastruktur  unter  unsere  Kontrolle
bringen. Wir müssen die Immobilienhaie und Großkonzerne enteignen und
unsere Wohnungen unter Kontrolle von Mieter:innenkomitees stellen. Es ist
nötig,  dass  städtischen  Dienstleistungen,  wie  Stadtreinigung,  ÖPNV,
Verwaltung etc. unter die Kontrolle der Beschäftigten gestellt werden, damit



wir  uns  auch  für  abgelegene  und  isolierte  Stadtteile  eine  zuverlässige
Anbindung an U- und S-Bahn erkämpfen können.

Des  Weiteren  sollten  wir  auch  Stadtteilkomitees  einberufen,  die  selbst
demokratisch entscheiden und planen,  wie ihr Viertel  aussehen soll.  Teil
dieser Komitees sollten auch Ausschüsse gesellschaftlich Unterdrückter sein,
z.B.  Queers  und  Migrant:innen,  die  ihre  Bedürfnisse  und  Interessen
e i n b r i n g e n  k ö n n e n ,  u m  d i e  R e p r o d u k t i o n  b ü r g e r l i c h e r
Unterdrückungsverhältnisse  zu  verhindern.

Lassen wir uns nicht spalten – Kämpfen wir
dafür,  dass  unsere  Viertel  und  Städte  uns
gehören!

Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP
und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
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den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort
„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass
überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen



können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen
stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und
„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.

Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht
der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern



unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,
wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten
Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch
gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen
Fragen an der Schule!



Der  Tradwives-Trend:
Hausfrauenromantik  und  die
Rechten
Von Isma Johnson, Revolution, FIGHT! März 2024

Habt ihr schon mal auf TikTok oder Instagram ein Video von jungen Frauen
gesehen, die ganz ästhetisch Haushaltstätigkeiten wie Kochen, Putzen oder
Kinderbetreuung nachgehen? So kommen viele Menschen, vor allem junge
Frauen,  das  erste  Mal  mit  „Tradwives“  in  Kontakt.  „Tradwives“  ist  die
Kurzform für „traditional wives“ und diese „traditionellen Frauen“ wollen
den überholten Rollenbildern für Hausfrauen der 1950er Jahre nacheifern.
Manche  von  ihnen  tragen  auch  gleich  die  Mode  dieser  Zeit  mit
Petticoatkleidern und Lockenwicklerfrisuren. Andere orientieren sich eher
am Landleben (oder daran, was sie sich darunter vorstellen, Stichwort: die
Internetästhetik Cottagecore). Viele von ihnen behaupten, es ginge ihnen nur
darum, zu Hause zu bleiben und nicht arbeiten gehen zu müssen, für ihren
Mann und ihre Kinder zu sorgen und ihren Lebensstil nach außen zu tragen.
Aber neben Kochvideos, Babyinhalten und ästhetischen Bildern tauchen etwa
bei Estee Williams, einer Tradwife mit über 140 Tausend Follower:innen auf
TikTok,  Videos  mit  ganz  anderen  Inhalten  auf.  So  erzählt  sie  ihren
Follower:innen z. B.: „Gott erschuf zwei Geschlechter zu unterschiedlichen
Zwecken“ und „Die Frau, die Ehefrau ist eine Hausfrau“, erklärt, wie sie den
richtigen maskulinen Mann anziehen können, und fordert sie auf, sich ihm
nach den Prinzipien der Bibel zu unterwerfen.

Warum sind Tradwives so gefährlich?
Tradwives definieren sich aber nicht nur über die Rolle als Hausfrau. Auch
wenn sie diese Tätigkeit ausüben, macht eines sie viel mehr aus: warum sie
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das tut.  Denn hinter  der  harmlos erscheinenden,  ultrafemininen Ästhetik
steckt  meist,  wie  bei  Williams,  die  Vorstellung,  dass  Frauen  sich  selbst
hintanstellen  und  ihrem  Mann  unterwerfen  sollten.  Manche  Tradwives
distanzieren sich zwar ausdrücklich vom ultrarechten Teil der Bewegung und
hängen verschiedenen (konservativen) Ideologien an, aber immer beruhen
diese darauf, Geschlechterrollen zu festigen. Das zeigt sich schon darin, dass
eine  „traditionelle  Frau“  ganz  andere  Aufgaben übernehmen soll  als  ein
„traditioneller Mann“. Wie sie sich verhalten soll,  ist festgeschrieben und
etwas dazwischen soll es erst recht nicht geben.

Das Spektrum von Tradwifethemen beginnt bei eher konservativen Frauen,
deren Fokus vor allem auf „traditionellen“ Rollen, konservativen Werten und
Hausarbeit liegt, welche subtil in Vergleich zur abgelehnten modernen Welt
gesetzt werden. Von da aus besteht ein fließender Übergang zu solchen mit
größerem Fokus auf Tradition und Nationalismus, die offen Antifeminismus,
Queerfeindlichkeit,  Antisemitismus,  Rassismus  und  antiwissenschaftliche
Standpunkte (insbesondere gegen Impfungen) vertreten und via Social Media
bewerben. Also alles, was die extreme Rechte und Verschwörungstheorien zu
bieten haben, aber eben unter dem Deckmantel einer harmlosen „Stay-at-
Home-Mom“.  Die  Hyperfeminität  dient  also  dazu,  die  dahinterstehende
autoritäre Ideologie zu verschleiern und so massentauglicher zu werden. Der
religiöse Teil  der Bewegung versucht auch, durch Bibelverse Frauen von
ihrer aufgezwungenen Geschlechterrolle zu überzeugen, zum Beispiel durch
Epheser  5.22:  „Ihr  Frauen,  ordnet  euch  euren  Männern  unter  wie  dem
Herrn.“

Auch haben die unterschiedlichen Regulationen von Plattformen eindeutig
einen Einfluss auf den Inhalt der Posts. Das etwas weniger regulierte und
moderierte TikTok wird beispielsweise eher genutzt, um ideologische Inhalte
zu posten,  wohingegen auf  Instagram eher ästhetische Inhalte  verbreitet
werden sollen und somit auch oftmals als Startpunkt für eine Radikalisierung
dienen  können.  Auch  die  sind  aber  keineswegs  harmlos,  da  neben
#traditionalwomen auch rechte Dogwhistles (Nutzung einer Sprache, die je
nach Publikum unterschiedlich verstanden werden kann) wie #redpillwomen
unter  den  Posts  genutzt  werden  –  ein  Hashtag  der  auf  radikalen



Antifeminismus und Incels verweist und den Abstieg in die Alt-Right-Bubble
bedeuten kann. Nicht zufällig ist die Tradwife-Bewegung in den USA nach
den Wahlen 2016, aber auch aus der europäischen Identitären Bewegung
entstanden,  um das  sogenannte  „Frauenproblem“ zu  lösen,  also  bewusst
mehr Frauen für die männerdominierten Bewegungen anzuwerben. Dabei ist
die Beteiligung von Frauen an der extremen Rechten nichts Neues. Schon
der  Ku-Klux-Klan  der  1960er  Kahre  hatte  eine  Frauenorganisation,  die
Männer bei  rassistischen Angriffen bis zu Vergewaltigungen und Morden
unterstützte,  indem  die  Frauen  aktiv  ihre  Ideologie  verbreiteten,  neue
Mitglieder  anwarben und Proteste  organisierten.  Sie  halfen auch an der
Schule, beispielsweise durch Bibelkunde, ihre Ideologie bereits in der Jugend
zu verbreiten, und traten im Wahlkampf für ihre Kandidat:innen ein, indem
sie  negative  Propaganda  über  die  Gegner:innen  verbreiteten,  um  sie
auszustechen.

Auch  manche  Radikalfeministinnen  oder  TERF’s  (trans  exkludierende
Radikalfeminist:innen)  entwickeln  sich  in  die  Richtung  von  „Tradwifery“,
obwohl  sie  zunächst  entgegengesetzt  erscheinen.  Denn Tradwives  wollen
sich ja eigentlich von den „Ketten“ des modernen Feminismus befreien und
ihren Follower:innen erzählen, die Ablehnung von Femininität, Häuslichkeit
und Familie würde sie erst so derart depressiv machen und dafür sorgen,
dass sie nicht als heiratsfähig angesehen werden würden. Trotzdem sind sich
die beiden Gruppen in einer Hinsicht einig: dem biologischen Essentialismus.
Beide behaupten, Frauen und Männer hätten tiefer liegende Eigenschaften
durch ihre Biologie oder Genitalien, feiern die Rolle der Mutter (die für sie
nur Frauen einnehmen können) und lehnen Geschlechtsidentitäten ganz ab.

Warum  liegen  Tradwives  auf  einmal  so  im
Trend?
Aber warum bekommen Tradwives überhaupt so viel Aufmerksamkeit und
Zuwachs?  Sie  stellen  eine  vermeintliche  Flucht  aus  den  Tiefen  des
Kapitalismus dar. Wer möchte nicht dem ständigen Stress des Alltags mit
Leistungsdruck  am Arbeitsplatz  und  der  gleichzeitig  ständig  anfallenden
Haus-  und   Carearbeit  entfliehen?  Es  ist  ein  Fakt,  dass  Frauen  am



Arbeitsmarkt  und  zuhause  in  der  Reproduktionsarbeit  mehr  ausgebeutet
werden als Männer, da sie einerseits nach wie vor weniger verdienen und
andererseits aufgrund der Geschlechterrollen den Großteil der anfallenden
Reproduktionsarbeit  planen  und  durchführen.  Sie  müssen  also  arbeiten
gehen und sich und ihre Familie in der „Freizeit“ wieder arbeitstauglich
machen, indem sie die Ware Arbeitskraft reproduzieren. Das schließt das
Kochen,  Putzen  etc.  mit  ein,  aber  auch  emotionale  Sorgearbeit  und  die
Reproduktion  der  Klasse  an  sich,  indem  neue  Kinder,  später  dann
Arbeiter:innen, herangezogen werden. Tradwives wissen, dass das schwer
möglich ist und für viele eine extrem Anstrengung darstellt, die sie bis zum
Burnout bringen kann. Und so behaupten sie ganz nach dem Motto „Früher
war alles besser“, Frauen sollten ihre Ausbeutung verringern, indem sie die
Arbeitswelt einfach wieder verlassen. Hinzu kommen die Unsicherheiten des
modernen Kapitalismus, dass man vielleicht auch erstmal gar nicht weiß, wer
man sein will und was man mit sich und seiner Arbeitskraft anfangen soll,
also z. B. welchen Job man ausführen soll. Das ist das Dilemma der doppelt
freien Lohnarbeit, welches sich mit der Ausdifferenzierung des Kapitalismus
immer weiter zugespitzt hat: frei von eigenen Produktionsmitteln, aber auch
in der Entscheidung, wem eigentlich die Arbeitskraft verkauft werden soll.
Tradwives bieten dagegen eine feste Rolle statt dieser Unsicherheiten und
stellen die traditionelle Familie als Lösung für das ganze Dilemma dar. Damit
soll ein Halt in dem ganzen Chaos geboten werden.

Außerdem sollen Kinder und Jugendliche durch die mütterliche Betreuung
vor „schlechtem“ Einfluss geschützt werden. Müttern, besonders in den USA,
wird Angst gemacht, dass ihre Kinder in der staatlichen Schule nur etwas
über „woke Ideologie“, Genderwahn und letztendlich Kommunismus lernen
würden, was natürlich weit von der Wahrheit entfernt ist. Aber auch sehr
reale  Probleme  bewegen  (werdende)  Mütter  dazu,  sich  nach  anderen
Modellen als der staatlichen Schule und der Kita zu sehnen. In Deutschland
etwa Angst vor schlechter Betreuung durch überlastete Kitas und schlechte
Betreuungsschlüssel.



Hausfrau werden ist nicht die Lösung!
Aber kann das Leben als Tradwife diese Probleme wirklich lösen? Bietet die
Alt-Right wirklich eine Alternative zur modernen kapitalistischen Ausbeutung
an?  Natürlich  nicht,  denn  sie  will  den  Kapitalismus  nicht  überwinden.
Vielmehr  ist  die  Reproduktionsarbeit,  die  größtenteils  die  Frauen  der
Arbeiter:innenklasse  verrichten,  notwendig,  damit  der  Kapitalismus
funktioniert, denn ohne sie würde sich niemand mehr regenerieren und dann
arbeiten gehen können. Die traditionelle, bürgerliche Familie, die Tradwives
mit  aller  Kraft  als  das  ideale  Leben bewerben,  ist  entscheidend für  die
Reproduktion der Ware Arbeitskraft im Kapitalismus und auch in rechten
Ideologien spielt sie eine Schlüsselrolle. Dort soll nämlich das „Volk“ durch
Fortpflanzung in der Kleinfamilie erhalten werden, ohne dass wiederum laut
Rechten die Nation untergeht. Die Alt-Right sieht Tradwives als Lösung an,
da sie genau ihr essentialistisches Weltbild, ihre Vorstellung davon, was eine
Frau „natürlicherweise“ ist, ausleben.

Dass  das  ganze  Konzept  einen  augenscheinlichen  Klassencharakter
beinhaltet, dürfte klar sein. Denn welche Familie der Arbeiter:innenklasse
kann sich bitte eine Frau, die gar nicht arbeiten geht, leisten? Gerade in
Zeiten von Krise, Inflation und massivem Reallohnverlust ist das vor allem
ein  Lebensentwurf  des  Kleinbürger:innentums  und  der  lohnabhängigen
Mittelschichten, was sich auch in der Verbindung zu rechten Bewegungen
zeigt,  für die,  wie im Fall  des Faschsimus, das Kleinbürger:innentum die
Klassenbasis darstellt. Für die unteren Klassen – vor allem in Halbkolonien –
ist es eher eine Utopie, die sich im Kapitalismus nicht erfüllen lässt. Für die
herrschende Klasse stellt das Ganze sowieso nichts Erstrebenswertes dar,
denn die lässt die Reproduktionsarbeit sowieso von Angestellten erledigen,
da  für  sie  kein  Arbeitszwang  besteht  und  die  ganze  Familie  von  der
Ausbeutung anderer lebt. Früher war das etwas anders. Da konnten auch
besserverdienende  Schichten  der  Arbeiter:innenklasse,  zum  Beispiel  die
Arbeiter:innenaristokratie,  in  den  imperialistischen  Kernzentren  und  in
einigen Halbkolonien ihre Familie mit ernähren, ohne dass die Frau selber
einer Lohnarbeit nachgehen musste. Aber das ist spätestens seit Beginn der
Phase des Neoliberalismus in den 1980er Jahren immer weniger möglich, da



das Profitstreben des Kapitals danach verlangte, auch Frauen immer mehr in
den  Arbeitsmarkt  zu  integrieren,  während  gleichzeitig  die  Löhne  immer
weiter sanken. Daher ist klar, dass dass das Ideal der bürgerlichen Familie
für  die  Arbeiter:innenklasse  noch  nie  vollumfänglich  erreichbar  war,
heutzutage  allerdings  weniger  denn  je.  Dennoch  wurde  die  bürgerliche
Familie zur prägenden ideellen und materiellen Form und damit auch zu
einem  Kern  reaktionärer  Geschlechterrollen.  Diese  Verallgemeinerung
basiert  auf  einer  geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung.  Und  durch  die
Tradwive-Bewegung  kann  es  auch  hier  die  Auswirkung  haben,  dass
Geschlechterrollen wieder weiter gefestigt werden, indem die Arbeiterinnen
weiterhin  bzw.  wieder  vermehrt  der  Reproduktionsarbeit  nachgehen,
während sich ihre Lohnarbeit  im vermeintlich flexiblen Niedriglohnsektor
ansiedelt,  da  sie  so  eben  auch  in  der  Lage  sind,  neben  ihr  auch  der
Reproduktionsarbeit nachgehen zu können, da sie nicht Vollzeit arbeiten.

Obwohl argumentiert wird, dass das Hausfrau-Sein an sich unproblematisch
ist und erst die Ideologie von Tradwives das Problem darstellt, muss ganz
klar unterstrichen werden: Eine Hausfrau ist  materiell  abhängig. Frauen,
welche Hausfrauen werden („wollen“), indem sie gar nicht arbeiten gehen
oder auf Teilzeit- bzw. Minijobbasis angestellt werden, werden nach wie vor
ausgebeutet, bekommen kein oder nur viel weniger Geld und werden so um
einiges abhängiger von ihren Männern. Und das geben Tradwives auch offen
zu und finden das sogar super:  „Er überwacht die wichtigsten Finanzen.
Wenn ich Geld und Kleingeld für ein Sofa ausgeben will, sagt er ,Nein’, denn
er  weiß,  was  rein-  und  rausgeht“,  schreibt  die  britische  Tradwife  Alena
Pettitt.  Aber  das  ist  wirklich  gefährlich:  Aus  finanziellen  Gründen schon
können Frauen sich hier zum Beispiel nicht mehr trennen, und ihre Männer
können mehr Kontrolle über sie ausüben – ihre „frei gewählte“ Ideologie wird
also  durch ihre  materiellen  Umstände zum Zwang.  Es  ist  auch so,  dass
manchen Männern das  sehr  deutlich  bewusst  ist  und sie  dann teilweise
(körperliche) Gewalt anwenden, um zu bekommen, was sie wollen, ohne sich
darüber Sorgen zu machen, dass ihre Frau sich trennen wollen könnte. Auch
das  Thema  Altersarmut  darf  nicht  unterschätzt  werden.  In  Deutschland
beispielsweise  bekommt  man  erst  eine  gesetzliche  Rente,  wenn  man
mindestens 5 Jahre gearbeitet und Beitrag gezahlt hat. Das kann zwar durch



einen Anspruch auf Mütterrente oder diverse staatliche Zuzahlungen auch
erreicht werden, jedoch fällt die Altersrente dann trotzdem deutlich geringer
aus als bei Männern, die Vollzeittätigkeiten nachgegangen sind. Da Frauen
häufiger im Niedriglohnsektor tätig sind und oftmals nicht Vollzeit arbeiten,
bekommen sie in Deutschland durchschnittlich monatlich 314 Euro weniger
Rente  (Stand  für  das  Rentenjahr  2022).  Doch  das  ist  natürlich  nur  ein
Durchschnitt, wo es auch mitunter deutliche Schwankungen gibt.

Für  eine  echte  Perspektive  gegen
Frauenunterdrückung!
Der  bürgerliche  Feminismus  kann  die  aufstrebende  Tradwife-Bewegung
jedoch  nur  bedingt  bekämpfen  und  gibt  ihr  sogar  einen  gewissen
Aufschwung. Er bietet nämlich keine (langfristige) Lösung gegen Ausbeutung
und Reproduktionsarbeit, sondern kann diese höchstens auf mehr Menschen
verteilen.  Doch hier  zeigen sich bereits  die  Grenzen der  kapitalistischen
Wirtschaftsweise: So leisten Frauen täglich immer noch durchschnittlich 74
Minuten mehr Hausarbeit in Deutschland als ihre Männer. Diese Messung
bezieht  sich  jedoch  nur  auf  ausgeführte  Tätigkeiten  und  klammert  das
äußerst anstrengende Planen und Delegieren von Aufgaben aus, was auch
zumeist  Frauen  übernehmen  müssen.  Hinzu  kommen  Reiche,  die  sich
Angestellte holen und keinen Finger im Haushalt krümmen. Eine gerechte
Aufteilung  sieht  wirklich  anders  aus.  Denn  selbst  zu  einer  besseren
Umschichtung  von  Reproduktionsarbeit  ist  insbesondere  der  liberale
Feminismus  überhaupt  nicht  in  der  Lage.  Die  Märchen  des  Girlboss-
Feminismus  und  des  Choice-Feminismus  individualisieren  die
Frauenunterdrückung und zeigen als vermeintliche Lösung nur auf, dass jede
sich ihren eigenen Platz im System erkämpfen solle und ihr freistünde, ob sie
sich  für  Kinder,  Küche  oder  Karriere  (oder  am besten  alles  zusammen)
entscheidet.  Auch die anderen Feminismen haben keinen Lösungsentwurf
parat,  da  sie  die  Klassengesellschaft,  auf  der  die  Frauenunterdrückung
basiert,  nicht  mit  einbeziehen  und  das  Patriarchat  als  etwas  vom
Kapitalismus bzw. der Klassengesellschaft Losgelöstes betrachten. So kommt
es aber dazu,  dass Arbeiterinnen und auch schon ihre Töchter sich eine
Zukunft  im  Kapitalismus  mitsamt  Lohn-  und  Reproduktionsarbeit  nicht



vorstellen können und verzweifelt nach Alternativen suchen. Es ist unsere
Aufgabe, ihnen eine echte Perspektive aufzuzeigen.

Dafür  müssen  wir  das  traditionelle  Rollendenken  hinter  uns  lassen,
zusammen mit dem kapitalistischen System an sich. Auch einfach Lohn für
Hausarbeit zu zahlen, würde das Problem nicht auflösen: Die ökonomische
Abhängigkeit  würde  bedingt  besser  werden,  aber  die  geschlechtliche
Arbeitsteilung, sowie die Isolation von Frauen als Hausfrauen würden weiter
bestehen  bleiben.  Deswegen muss  unsere  Lösung eine  andere  sein:  Wir
müssen die Reproduktionsarbeit auf alle Schultern der Gesellschaft aufteilen.
Das könnte zum Beispiel so aussehen, dass statt individuellem Essen Mensen
eingerichtet werden, wo jede/r lecker und gesund essen kann, aber auch
jede/r mal für die Zubereitung und das Aufräumen zuständig ist. Ähnliche
Konzepte muss es dann auch für das Putzen und die Kinderbetreuung geben.

Denn nur, wenn wir das kapitalistische System überwinden und Wohnraum
sowie  Hausarbe i t  vergese l l scha f ten ,  d ie  Bet r iebe  unter
Arbeiter:innnekontrolle  stellen  und  massiv  in  Bildung,  Soziales  und
Gesundheit  investieren,  können  wir  Frauen  (und  letztendlich  auch  alle
anderen Menschen) entlasten und so auch die Gesamtarbeitszeit reduzieren.
Nur  indem  wir  als  Arbeiter:innenklasse  und  Jugend  gemeinsam  und
demokratisch die Arbeit aufteilen und die Produktion planen und verwalten,
können  wir  der  doppelten  Ausbeutung  von  Frauen  nachhaltig
entgegenwirken und strukturelle Überlastung bekämpfen. Dafür müssen wir
uns an Schulen, Unis und in Betrieben organisieren und Aktionskomitees
aufbauen.  Auch  braucht  es  die  Bekämpfung  von  Vorurteilen  gegenüber
Frauen innerhalb der Arbeiter:innenbewegung sowie einen internationalen
Zusammenschluss,  der  die  Kämpfe  koordiniert.  Nur  so  können  wir  eine
internationale multiethnische antikapitalistische Frauenbewegung aufbauen,
die  eng  mit  der  Arbeiter:innneklasse  zusammenarbeitet,  welche  dann
gemeinsam mit allen Unterdrückten und Ausgebeuteten in der Lage ist, den
Kapitalismus zu überwinden. Gleichzeitig besteht auch die Notwendigkeit
des  Aufbaus  einer  neuen  kommunistischen  Partei  und  einer  neuen
Internationale,  die  die  Kämpfe  anführen  und  zuspitzen  kann.

Auch Social Media – ein beispiellos falscher Begriff für die Datenkraken und



Geldmaschinen  im  kapitalistischen  Internet  –  müssen  wir  den
Multimilliardär:innen  und  ihrem  für  uns  schädlichen  Profitinteresse
entreißen und stattdessen demokratisch als Arbeiter:innen und Jugendliche
überwachen und kontrollieren,  damit niemand von uns mehr in eine Alt-
Right-Falle tappt, nur weil wir ein Kochrezept geliket haben. Für ein sicheres
Social  Media  für  alle,  statt  maximalen  Profiten  für  einige,  müssen  wir
Konzepte entwickeln, die unseren Bedürfnissen als Gesellschaft entsprechen
und ihre Rolle im Kapitalismus hinterfragen.

Bundeswehr raus aus der Schule
–  Katastrophenschutz  sieht
anders aus!
von Leonie Schmidt, März 2024

Die  deutsche  Bildungsministerin  Bettina  Stark-Watzinger  (FDP)  macht
aktuell auf sich aufmerksam, indem sie sich für mehr „Zivilschutzübungen“
an  Schulen  einsetzt.  In  Zeiten  von  Kriegen,  Umweltkatastrophen  und
Pandemien ist das auf den ersten Blick ein nachvollziehbares Anliegen. Doch
was  zunächst  vielleicht  harmlos  erscheint,  soll  ganz  andere  Ausmaße
annehmen. Stark-Watzinger möchte nämlich, dass auch die Bundeswehr sich
an  die  Schulen  begibt  und  diese  ein  „unverkrampftes  Verhältnis  zur
Bundeswehr“ entwickeln müssten. Die Bedrohung der Freiheit solle so uns
Jugendlichen  nähergebracht  werden.  Aber  hey,  wenn  wir  dann  weniger
Mathe-Aufgaben lösen müssen, ist das doch voll entspannt, oder nicht?! Wir
finden, die Bundeswehr hat an der Schule nichts verloren. Warum, wieso und
weshalb, lest ihr hier in diesem Artikel.
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Jugend im Krieg – voll normal und niemand
kann was dafür?
Die Forderungen von Stark-Watzinger reihen sich ein in eine Vielzahl von
Stimmen,  die  mit  aller  Kraft  uns  Jugendliche  für  eine  Tätigkeit  bei  der
Bundeswehr  rekrutieren  wollen.  Minister:innen,  die  über  die
Wiedereinführung der  Wehrpflicht  plaudern,  eine  KIKA-Show,  die  Panzer
über deutsche Waffenlieferungen in die Ukraine reden lässt,  oder auch die
Bundeswehr  selber,  die  auf  Gaming-Messen  Stände  unterhält  und  das
Ermorden von „menschlichen Zielen“ dort als Spielspaß für Nerds darstellt
(schließlich ist der asymmetrische Krieg durch Drohnen jetzt voll digital).
Selbst bei den Kleinsten unserer Gesellschaft wird schon angesetzt: zum Tag
der Bundeswehr gibt es immer ein familienfreundliches Programm in den
Kasernen  mit  Hüpfburgen,  Kinderschminken  und  natürl ich
Panzerbesichtigungen,  damit  auch  Generation  Alpha  schon  den  Traum
entwickeln kann, später einmal das deutsche Kapital zu beschützen. Denn die
Bundeswehr hat Personalmangel und wer könnte besser deutsche Interessen
verteidigen,  als  Jugendliche,  die  nicht  wirklich  wissen,  was  sie  später
beruflich einmal machen wollen? Das ist natürlich problematisch, denn so
werden wir jungen Menschen mit absurden Versprechungen und viel Geld an
die Front gelockt. Wir dürfen mit 17 Jahren noch nicht mal wählen, aber uns
für eine Ausbildung bei der Bundeswehr verpflichten und mit Schusswaffen
üben geht klar. Mit 17 dürfen wir zwar noch nicht in den Einsatz geschickt
werden,  sobald  wir  18  sind,  ist  das  aber  im  „Spannungs-  oder
Verteidigungsfall“ durchaus schon möglich. All das bedeutet in Folge meist
Posttraumatische  Belastungsstörung,  Mobbing  und  sexualisierte  Gewalt
inklusive, wenn wir nicht vorher schon für unser Heimatland verreckt sind.

Aufrüstung soweit das Auge reicht
Die Bundeswehr muss wieder kriegstüchtig werden, so ist sich zumindest die
herrschende Klasse einig.  In den letzten Wochen wurde sogar über eine
deutsche bzw. europäische atomare Aufrüstung debattiert. Aus der Sicht der
Imperialist:innen  völlig  nachvollziehbar,  denn  die  Blockbildung  und  die
Konflikte im Kampf um die Neuaufteilung der Welt nehmen jährlich zu, wie



wir es unter anderem in der Ukraine beobachten können, aber auch z.B. in
Taiwan  oder  Palästina.  Als  Neuaufteilung  der  Welt  bezeichnen  wir  die
Bestrebungen der imperialistischen Mächte, wie z.B. der USA, China und der
EU, die Welt und somit ihre Einflusssphären neu aufzuteilen. Sie tun dies, da
das Zeitalter der Globalisierung vorbei ist und es keine neuen Märkte mehr
zu erschließen gibt, was aber für anhaltende Profite, aufgrund der fallenden
Tendenz der Profitrate, von Nöten wäre. Die EU, unter anderem also auch
Deutschland, steht da aktuell eher schlecht da, da sie in den letzten Jahren
deutlich  an  Einfluss  verloren  hat.  Aufgrund  der  ideologischen
Verschleierungen rund um den Ukraine Krieg scheint es, als ob sich der
Krieg  nicht  um  die  verschiedenen  internationalen  Einflusssphären,
Kapitalinteressen und deren Verteidigung drehe, sondern dass es sich hier
um einen Kampf zwischen Demokratie und Autokratie handeln würde. Für
viele Teile der Bevölkerung, ist dieser Gedanke scheinbar unterstützenswert
und sie sind der Ansicht, dass eine Demokratie auch wehrhaft sein müsste.
Das liegt  in  großen Teilen an der  ideologischen Aufladung des  Ukraine-
Krieges,  der  in  den  bürgerlichen  Medien  vielerorts  den  Stempel  eines
„Neuen Kalten Kriegs“ bekommen hat. Bei einer repräsentativen Befragung
von Menschen ab 16 Jahren in Deutschland befürworteten 57 % weitere
Erhöhung  des  Verteidigungsetats  sowie  der  Zahl  der  Soldatinnen  und
Soldaten der Bundeswehr (ZMSbw 2023). Nur 8% forderten eine Abrüstung
(ebenda). Des Weiteren standen 9 von 10 Befragten der Bundeswehr positiv
gegenüber  (ebenda).  Kein  Wunder  also,  dass  die  Stimmen  der
Kriegsminister:innen  aktuell  wenig  Gegenwind  erfahren.  So  mischt  zum
Beispiel auch die Gewerkschaft IG Metall munter mit, in dem sie sich zu
Beginn des Jahres den Aufrüstungsvorhaben der Bundeswehr anschloss und
so die Interessen von Arbeiter:innen und uns Jugendlichen verriet.  Damit
stellt sie sich nicht nur auf die Seite der Regierung, sondern auch auf die der
sogenannten  Arbeitgeber:innen:  so  befindet  sich  der  Rüstungskonzern
Rheinmetall nun kurz vor der Verzehnfachung ihrer Artillerieproduktion.  Die
Ampel selber konnte schließlich auch 100 Milliarden für die Aufrüstung aus
dem Ärmel schütteln, während in den meisten sozialen Bereichen massiv
gekürzt wurde. Kürzungen betreffen die Hilfen für Kinder und Jugendliche
aus  ärmlichen  Verhältnissen,  Frauenhäuser,  das  Gesundheitssystem aber
auch den Umwelt- und Katastrophenschutz. Nebenbei bedeutet der massive

https://zms.bundeswehr.de/resource/blob/5744428/f4c19a3180e6a1e0b403d2cc5e8349e8/zmsbw-forschungsbericht-136-bevbefragung-2023-data.pdf


Reallohnverlust  für  viele  Arbeiter:innen  und  ihre  Kinder,  dass  sie  sich
Alltägliches  nicht  mehr leisten können und überall  sparen müssen.  Aber
Hauptsache,  niemand  geht  der  Freiheit  und  der  demokratischen
Grundordnung  an  den  Kragen!  Dieses  ideologische  Einstimmen  auf  die
Militarisierung soll nun an unseren Schulen zur Realität werden. Doch die
Kriege nützen nur der herrschenden Klasse. Auch aus einer ökonomischen
Perspektive  macht  Kriegsführung  für  sie  Sinn,  denn  so  können  sie  in
Krisenzeiten, in denen die Absatzmärkte einbrechen, überflüssiges Kapital
vernichten, indem sie dieses z.B. in Aufrüstung stecken und dann im Falle
eines erfolgreichen Kriegs auch noch ihre Einflusssphäre ausweiten. Doch im
Interesse von uns Jugendlichen und der Arbeiter:innenklasse ist das alles
nicht: Es ist nicht die herrschende Klasse, die im Waffen- und Bombenfeuer
sterben wird oder die aufgrund von Ressourcenknappheit  hungern muss,
sondern wir sind es! Daher sagen wir ganz klar: Kein Cent, kein Mensch dem
Militarismus.

Die  Bundeswehr  könnte  in  Fällen  von  Aufständen  und  Unruhen  im
Landesinneren natürlich ebenso gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt
werden, auch wenn das niemand gerne zugibt. Gerade in Zeiten von Krisen
sollten wir jedoch vor dieser Möglichkeit nicht die Augen verschließen. Zwar
ist  die  Bundeswehr  hauptsächlich  für  die  Verteidigung  nach  Außen
eingesetzt,  jedoch  ist  ihre  Aufgabe  der  Schutz  des  Landes  und  der
demokratischen Grundordnung. Ein Generalstreik umzingelt  von Leopard-
Panzern? Nicht so der Vibe!

Da in Deutschland bald Wahlen anstehen, werfen wir hierauf noch einen
kurzen Blick:  Die  AfD fordert  besonders  aktiv  die  Wiedereinführung der
Wehrpflicht. Da mit dem Rechtsruck Abschottungspolitik und Nationalismus
noch mehr in den Fokus rücken, als es jetzt ohnehin schon der Fall ist, muss
uns klar sein, dass wir uns nicht nur gegen die Militarisierung, sondern auch
gegen den Rechtsruck im Allgemein organisieren müssen.

Katastrophenschutz? Der Kapitalismus ist die



Katastrophe!
Bevor wir zu unserer Perspektive kommen, wollen wir hier noch kurz auf die
Doppelmoral  des  Katastrophenschutzes  schauen.  Erstmal  ist  es  natürlich
nicht grundsätzlich abzulehnen, dass die Bevölkerung in der Lage versetzt
werden soll, sich zu schützen, und dies auch schon in der Schule thematisiert
werden  soll.  Ironischerweise  wird  gerade  das  jedoch  immer  wieder
skandal is iert ,  wenn  auf  d ie  Geschichte  der  degenerierten
Arbeiter:innenstaaten, wie der DDR oder der UdSSR geblickt wird, in denen
solche Übungen gängige Unterrichtsinhalte waren. Doch selbst, wenn wir
den Krieg mal ausblenden, so sind auch die anderen möglichen Katastrophen
solche,  die  uns der  Kapitalismus und die  herrschende Klasse bescheren.
Insbesondere bei der Umweltkrise leuchtet das schnell ein. Natürlich ist es
für  die  Bourgeoisie  bequemer,  uns  darauf  zu  drillen  uns  im Falle  einer
Umweltkatastrophe so oder so zu verhalten, anstatt die Ursachen für diese
Katastrophen  und  das  Leid  selber  aufzuheben.  Es  ist  jedoch  nicht  nur
bequemer, sondern es wäre auch gar nicht in ihrem Interesse, denn den
Katastrophen kann letztlich nur ein Systemwechsel ein Ende setzen, was für
die Kapitalist:innen bedeuten würde, ihre Privilegien und ihren Besitz an
Produktionsmitteln aufgeben zu müssen.

Okay – und jetzt?
Wir finden, die Bundeswehr sollte sich nicht vor unsere Schulklassen stellen
und das Morden in aller Welt im Interesse des deutschen Kapitals als etwas
Erstrebenswertes  verkaufen.  Falls  ihr  also  hört,  dass  die  Bundeswehr in
eurer  Schule  vorbeischauen  will,  sagt  uns  und  eueren  Mitschüler:innen
Bescheid, damit die Veranstaltung blockiert werden kann. Dafür kann man
sich erstmal in der Schule treffen, Flyern, einen Bannerdrop planen oder
auch eine Vollversammlung ausrufen. Damit das klappt, ist es auch sinnvoll,
eine  antikapitalistische,  linke  Schulgruppe  aufzubauen.  Sagt  uns  gerne
Bescheid, wenn ihr Hilfe braucht! Als kommunistische Jugendorganisation
haben wir damit schon viel Erfahrung sammeln können.

Doch nur an der Schule können wir die Militarisierung nicht aufhalten. Wir
müssen uns in allen Teilen unseres Lebens organisieren,  als  Jugend und



zusammen mit der Arbeiter:innenklasse. Wir müssen daher auch eine neue
Jugendinternationale  und  eine  neue  revolutionäre  Partei  aufbauen.
Außerdem braucht es eine massenhafte Anti-Militarisierungsbewegung, an
der auch die Gewerkschaften und die reformistischen Arbeiter:innenparteien
teilnehmen, auch wenn sie uns gerade massiv in den Rücken fallen.  Die
Gewerkschaften müssen durch Basisoppositionen zurückerobert werden. Nur
mit ihnen und der Arbeiter:innenklasse lässt sich das Morden beispielsweise
durch  Blockaden  von  Waffenlieferungen  beenden  und  letztlich  der
Kapitalismus  durch  eine  revolutionäre  Systemüberwindung  zerschlagen.
Denn: wahren Frieden kann es in der Klassengesellschaft nicht geben, erst
der  Sozialismus  kann  diesen  uns  und  allen  Menschen  auf  der  Welt
ermöglichen. Lassen wir nicht zu,  dass wir,  unsere Freund:innen, unsere
Mitschüler:innen,  unsere  Bekannten,  unsere  Familien  und  unsere
Nachbar:innen zu Kanonenfutter  werden.  Konkret  setzen wir  uns für die
folgenden Forderungen ein:

Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung. Für den Aufbau einer
Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere  Interessen  gemeinsam mit
der Arbeiter:innenklasse vertritt und durchsetzt!
Nein zur Wehrpflicht! Wir wollen kein Kanonenfutter sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.


